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1.	Ausgangslage und Zielsetzung

Die Baubewilligung für lärmempfindliche Gebäu-
de, wie beispielsweise Wohn- oder Bürobauten, 
setzt unter anderem voraus, dass die Lärm- 
Immissionsgrenzwerte eingehalten sind. Dies 
führt in Gebieten mit erheblichen, über den 
Grenzwerten liegenden Lärmvorbelastungen, 
wie sie vor allem durch öffentliche Infrastruktur-
anlagen verursacht werden, zu Problemen. Be-
sonders akzentuiert treten diese Schwierigkeiten 
in der dicht besiedelten Region rund um den 
Flughafen Zürich-Kloten zutage, da sich Fluglärm 
grossflächig ausbreitet und sich nur schwer oder 
gar nicht an der Quelle oder auf dem Ausbrei-
tungsweg eindämmen lässt. In lärmbelasteten 
Gebieten dürfen lärmempfindliche Bauten nur 
errichtet oder geändert werden, falls die Immissi-
onsgrenzwerte mindestens bei den lärmempfind-
lichen Räumen – ermittelt bei offenen Fenstern 
– eingehalten werden können, sei es durch An-
ordnung dieser Räume auf der lärmabgewand-
ten Gebäudeseite, sei es durch bauliche oder 
gestalterische Massnahmen. Verfehlen diese 
Möglichkeiten im konkreten Fall ihre Wirkung, so 
gilt faktisch ein Bauverbot – es können an diesem 
Standort keine lärmempfindlichen Bauten mehr 
bewilligt werden, was den Interessen der betrof-
fenen Grundeigentümern und Gemeinwesen zu-
widerläuft und auch zu einem raumplanerisch 
unerwünschten Freihalten von Flächen an zentra-
len, mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut er-
schlossenen Lagen führen kann.
Die Lärmschutzverordnung löst das genannte Di-
lemma, indem sie in Artikel 31 Absatz 2 eine 
Ausnahme bereithält: Danach dürfen Gebäude 
mit lärmempfindlichen Räumen ausnahmsweise 
auch dann errichtet werden, wenn sich die Im-
missionsgrenzwerte durch Abschirmungsmass-
nahmen nicht einhalten lassen. Nebst der Zustim-
mung der zuständigen kantonalen Behörde ist 

Voraussetzung, dass «überwiegende» Interessen 
für die Realisierung des Bauvorhabens sprechen. 
Verlangt ist damit eine Interessenabwägung im 
Einzelfall, die methodisch hohe Anforderungen 
an die rechtsanwendenden Behörden stellt.
Ziel der vorliegenden Abhandlung ist es, die Rah-
menbedingungen der lärmschutzrechtlichen 
Ausnahme gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV dar-
zustellen und das zentrale Instrument der Interes-
senabwägung methodisch zu erläutern. Darüber 
hinaus soll die Interessenabwägung, soweit als 
dies abstrakt möglich ist, vorstrukturiert werden. 
Namentlich gilt es, geeignete Kriterien und Über-
legungen zu erarbeiten, nach welchen die ver-
schiedenen im Spiele stehenden, teilweise ge-
genläufigen Interessen gewichtet werden 
können. Die Ausführungen richten sich in erster 
Linie an die – in der Regel kommunalen – Baube-
willigungsbehörden, die über die Gewährung 
oder Verweigerung der Ausnahme nach Artikel 
31 Absatz 2 LSV entscheiden müssen sowie an 
die kantonalen Fachbehörden, die der Gewäh-
rung der Ausnahme von Bundesrechts wegen 
zustimmen müssen.

2.	Baubewilligungen in lärmbelas-
teten Gebieten (Art. 31 LSV)

2.1	Verknüpfung mit der 
	 Raumplanung

Das Lärmschutzrecht ist eng mit der Raum- 
planung verknüpft: Durch Vorgaben an die  
Adresse der Planungsträger oder Baubewilli-
gungsbehörden stellt es von Bundesrechts we-
gen Anforderungen an die Ausscheidung und 
Erschliessung neuer Bauzonen oder an die Ertei-
lung von Baubewilligungen. Damit soll verhindert 
werden, dass zusätzliche lärmexponierte Bauten  

VLP-ASPAN Nr. 4/09

Bauen im lärmbelasteten Gebiet
Interessenabwägung nach Artikel 31 Absatz 2 LSV



R&U

4

entstehen.1 Umgekehrt steht das Raumplanungs-
recht im Dienste des präventiven Umweltschut-
zes und verfolgt – beispielsweise mit dem Pla-
nungsgrundsatz, wonach Wohngebiete im 
Rahmen der Richt- und Nutzungsplanung vor 
schädlichen oder lästigen Einwirkungen mög-
lichst zu verschonen sind (Art. 3 Abs. 3 Bst. b 
RPG) – den gleichen Zweck wie das Lärmschutz-
recht.2 Die lärmschutzrechtlichen Vorschriften 
sind mit unterschiedlichen Stufen der planeri-
schen Entscheidfolge – Richtplanung, Nutzungs-
planung, Baubewilligung – verknüpft und verlan-
gen entweder Emissionsbegrenzungen an der 
Quelle und auf dem Ausbreitungsweg (vgl. Art. 2 
Abs. 3 LSV) oder Schallschutzmassnahmen an 
Gebäuden (vgl. Art. 10, 15, 32 LSV). Verschiede-
ne Vorschriften des USG und der LSV setzen bei 
der Baubewilligung für lärmempfindliche Gebäu-
de an, um die Bewohner oder Benutzer vor über-
mässigen Lärmimmissionen zu schützen. Zu un-
terscheiden sind Mindestanforderungen an einen 
angemessenen Schallschutz, die für alle Gebäude 
gelten (Ziff. 2.1.1) und zusätzliche Anforderun-
gen für Bauten im lärmbelasteten Gebiet (Ziff. 
2.2.2).

2.1.1	Baulicher Mindestschallschutz

Artikel 21 USG verlangt bei neuen lärmempfind-
lichen Gebäuden – unabhängig von der beste-
henden oder erwarteten Lärmbelastung – einen 
angemessenen baulichen Mindestschutz gegen 
Aussen- und Innenlärm mit dem Ziel, die im In-
nern eines Gebäudes bei geschlossenen Fenstern 
auftretende (Aussen-)Lärmbelastung zu reduzie-
ren. Die Regelung ist damit Ausfluss des Vorsor-
geprinzips.3 Der Bundesrat verweist für den 
Schallschutz bei Neubauten auf die SIA-Norm 
181 (vgl. Art. 32 Abs. 1 LSV).
Neubauten gleichgestellt sind zum einen Ersatz- 
oder Wiederaufbauten, zum anderen Änderun-
gen bestehender, vor dem Inkrafttreten des USG 
errichteter Gebäude, soweit sich die nachträgli-
che Verbesserung des Schallschutzes mit vertret-
barem Aufwand realisieren lässt (Verhältnismäs-

sigkeitsprinzip). Dies ist der Fall, wenn 
Aussenbauteile und Trennbauteile umgebaut, er-
setzt oder neu eingebaut oder wenn zusätzliche 
lärmempfindliche Räume geschaffen werden 
(z.B. im Zuge eines Ausbaus des Dachstocks).4

Die im vorliegenden Zusammenhang interessie-
renden Massnahmen setzen hauptsächlich bei 
der Schalldämmung der Aussenbauteile (Aussen-
wände, Fenster, Aussentüren, Dach) an, welche 
die lärmempfindlichen Räume gegen aussen ab-
schirmen.5 Dieser Schutz kann als angemessen 
bezeichnet werden, wenn die verbleibende Lärm-
belastung die Bewohner oder Benutzer des Ge-
bäudes in ihrem Wohlbefinden nicht erheblich 
stört.6

2.1.2	Bauen im lärmbelasteten 
Gebiet

2.1.2.1	 Konkretisierung des Pla-
nungsgrundsatzes

Artikel 22 USG und Artikel 31 LSV enthalten 
lärmschutzrechtliche Anforderungen an Baube-
willigungen für Gebäude mit lärmempfindlichen 
Räumen. Sie bezwecken, Menschen vor beste-
hendem, schädlichem oder lästigem Lärm zu 
schützen, indem sie in sog. lärmbelasteten Ge-
bieten (mit Immissionsgrenzwertüberschreitung) 
Massnahmen zur Einhaltung der IGW bei neuen 
oder bestehenden, wesentlich geänderten Ge-
bäuden verlangen. Für den Fall, dass diese 
Schutzmassnahmen nicht greifen, wird die Er-
richtung oder die wesentliche Änderung des be-
treffenden Gebäudes implizit verboten.7 Die ge-
nannten Lärmschutzvorschriften konkretisieren 
den Planungsgrundsatz des RPG zum Immissi-
onsschutz der Wohngebiete; als sog. «übrige 
Voraussetzungen des Bundesrechts» behält das 
RPG ihre Erfüllung für die Erteilung der Baubewil-
ligung ausdrücklich vor.8

2.1.2.2	 Geltungsbereich
Der Geltungsbereich von Artikel 22 USG und Ar-
tikel 31 LSV erstreckt sich auf Bauten, die nach 
Inkrafttreten des USG am 1. Januar 1985 neu er-
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richtet oder wesentlich geändert werden und in 
Gebieten liegen, in denen der Immissionsgrenz-
wert überschritten ist (lärmbelastete Gebiete). 
Erfasst werden nur der Bau oder die wesentliche 
Änderung von Gebäuden mit Räumen, die dem 
längeren Aufenthalt von Personen dienen. Dies 
sind vor allem Wohnbauten, aber auch Gewerbe- 
bzw. Dienstleistungsbauten, in denen sich Perso-
nen regelmässig während längerer Zeit aufhalten 
(z.B. Bürogebäude; vgl. Art. 2 Abs. 6 Bst. b LSV). 
Diese Regelung soll nicht nur dafür sorgen, dass 
die Immissionsgrenzwerte in den lärmempfindli-
chen Räumen, sondern auch in der näheren Um-
gebung, etwa im Garten des betreffenden Ge-
bäudes, eingehalten werden. Dies ergibt sich aus 
dem massgebenden Ermittlungsort für Lärm- 
immissionen in der Mitte des offenen Fensters 
(vgl. Art. 39 Abs. 1 LSV).9

2.1.2.3	 Regelungsgehalt
Inhaltlich ergibt sich aus dem Zusammenspiel von 
Artikel 22 USG und Artikel 31 LSV ein Grundsatz, 
eine Präzisierung und eine Ausnahme:

Grundsatz•	 : Neubauten und wesentliche Än-
derungen von bestehenden Gebäuden mit 
lärmempfindlichen Räumen dürfen nur bewil-
ligt werden, wenn die Immissionsgrenzwerte 
bei diesen Räumen eingehalten sind. Massge-
bender Referenzpunkt der Ermittlung bildet 
die Mitte des offenen Fensters (vgl. Art. 39 
LSV).
Präzisierung•	 : Sind die anwendbaren Immis-
sionsgrenzwerte bei den lärmempfindlichen 
Räumen überschritten, darf die Baubewilli-
gung nur erteilt werden, falls die Immissions-
grenzwerte durch Anordnung dieser Räume 
auf der lärmabgewandten Gebäudeseite oder 
durch bauliche oder gestalterische Abschir-
mungsmassnahmen auf Kosten des Grundei-
gentümers (Art. 31 Abs. 3 LSV) eingehalten 
werden können. Liegt die Lärmbelastung trotz 
solcher Massnahmen über den Immissions-
grenzwerten, muss die Baubewilligung für das 
Bau- oder Umbauvorhaben verweigert wer-
den. Mit anderen Worten gilt in solchen Fällen 

implizit ein lärmschutzrechtlich bedingtes Bau-
verbot auf diesem Grundstück.
Ausnahme•	 : Das Bauverbot für lärmemp-
findliche Gebäude im lärmbelasteten Gebiet 
gilt nicht absolut, sondern kann in Ausnah-
mesituationen nach Artikel 31 Absatz 2 LSV 
durchbrochen werden. Diesfalls darf das Ge-
bäude errichtet werden, obwohl die Immissi-
onsgrenzwerte überschritten und der Lärm für 
die Bewohner gesundheitsbeeinträchtigend 
ist. Chronischer Lärm hat wissenschaftlich fun-
diert schädliche Auswirkungen auf den Men-
schen; längerfristig können damit gravierende 
Folgen im Sinne von Herzkreislauferkran-
kungen, Schlafproblemen, Depressionen und 
Arbeitsausfällen verbunden sein. Aus diesem 
Grund ist auch im Fall einer Ausnahmebewil-
ligung unabdingbar, dass die dargestellten 
Abschirmungsmassnahmen soweit möglich 
dennoch getroffen sind. Zusätzlich muss die 
Baubewilligungsbehörde die Vorgaben an den 
baulichen Schallschutz gegenüber den Min-
destanforderungen angemessen verschärfen 
(vgl. Art. 32 Abs. 2 LSV und Ziff. 2.2.1).

2.2	Ausnahmebewilligung gemäss 
Artikel 31 Absatz 2 LSV

Die Lärmschutzverordnung legt in Artikel 31 Ab-
satz 2 LSV Voraussetzungen fest, unter denen 
von der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte im 
Sinne einer Ausnahme abgewichen werden 

	 1 	RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Rz. 301.

	 2 	Vgl. TSCHANNEN, RPG-Kommentar, Art. 3 Rz. 56; WALD-
MANN/HÄNNI, Handkommentar RPG, Art. 3 Rz. 38 f.

	 3 	FAVRE, S. 262 f.; WOLF, USG-Kommentar, Art. 21 Rz. 1, 6.

	 4 	FAVRE, S. 262; WOLF, USG-Kommentar, Art. 21 Rz. 13 ff.

	 5 	Vgl. dazu z.B. SCHAUB, S. 599 ff.

	 6 	WOLF, USG-Kommentar, Art. 21 Rz. 19.

	 7 	NEFF, S. 169.

	 8 	NEFF, S. 168; vgl. auch WALDMANN/HÄNNI, Handkommentar 
RPG, Art. 22 Rz. 67.

	 9 	NEFF, S. 169; vgl. auch WOLF, USG-Kommentar, Vorbemer-
kungen zu Art. 19-25, Rz. 33; Art. 21 Rz. 6, Art. 22 Rz. 8.
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kann. Losgelöst vom Lärmschutzrecht gelten für 
jede Ausnahmebewilligung gewisse Grundvor-
aussetzungen, die erfüllt sein müssen, um ein 
Abweichen vom «Normalfall» zu rechtfertigen. 
Unter anderem muss eine Ausnahmesituation 
vorliegen, an der es fehlt, wenn die zu beurtei-
lenden Verhältnisse in einer Vielzahl von Fällen 
vorkommen. Die Ausnahmebewilligung soll in 
diesem Sinn eine rechtlich nicht gewollte Härte 
bzw. ein offensichtlich unzweckmässiges Ergeb-
nis vermeiden.10 Diese Ausnahmesituation ergibt 
sich im hier interessierenden Fall aus dem An-
wendungsbereich (Ziff. 2.2.2) und den Voraus-
setzungen (Ziff. 2.2.3) der lärmschutzrechtlichen 
Ausnahme gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV; bei-
des wird nachfolgend – nebst dem Zweck der 
Ausnahme (Ziff. 2.2.1) – näher dargestellt.

2.2.1	Zweck

Im Wirkungsbereich von lärmemittierenden An-
lagen kann es aufgrund von Immissionsgrenz-
wertüberschreitungen faktisch verboten sein, 
neue lärmempfindliche Räume zu schaffen, sei es 
durch die Errichtung neuer Gebäude, sei es durch 
Umbauten von bestehenden Gebäuden.11 Ein ab-
solutes Verbot ungeachtet der örtlichen Gege-
benheiten und der konkreten Umstände erwiese 
sich allerdings – vor allem im Licht der Eigen-
tumsgarantie (Art. 26 BV) und des Verhältnismä-
ssigkeitsprinzips (Art. 5 Abs. 2 BV) – als eine zu 
schematische, einseitig auf den Lärmschutz aus-
gerichtete Lösung und könnte zu einer übermä-
ssigen Härte in der Rechtsanwendung führen. 
Der Verordnungsgeber hat deshalb in Artikel 31 
Absatz 2 LSV die Möglichkeit vorgesehen, im Ein-
zelfall entgegen des lärmschutzrechtlich beding-
ten Bauverbots Neubauten oder wesentliche Än-
derungen an bestehenden Gebäuden zu 
bewilligen. Dabei handelt es sich um einen lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmetatbestand, der im 
Sinne des Verhältnismässigkeitsprinzips das Ab-
weichen von den starren grenzwertgebundenen 
Vorschriften zulässt und eine einzelfallgerechte 
Handhabung dieser Bestimmungen erlaubt. Die 

Regelung kommt damit insgesamt einem Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt gleich.12

Die Gesetzmässigkeit von Artikel 31 Absatz 2 LSV 
ist umstritten, da der Wortlaut von Artikel 22 
USG keine Ausnahmen vorsieht. Die eine Auffas-
sung erachtet die Verordnungsbestimmung 
«zweifelsfrei» als rechtmässig, da sich den Mate-
rialien klar der Wille des Gesetzgebers entneh-
men lasse, den Bundesrat zur Einführung von 
Ausnahmetatbeständen auf dem Verordnungs-
weg zu ermächtigen. Zudem sei die Gesetzmäs-
sigkeit anlässlich der späteren USG-Revision von 
1995 nicht beanstandet worden.13 Nach der ge-
genteiligen Meinung kann die blosse, durch die 
Materialien belegte gesetzgeberische Absicht 
oder das Schweigen trotz Kenntnis des Ausnah-
metatbestandes im Rahmen einer Gesetzesrevisi-
on die fehlende gesetzliche Grundlage nicht er-
setzen.14 Folgt man dieser zweiten Auffassung, 
so könnten unter der aktuellen Rechtslage somit 
keine Ausnahmen von der Einhaltung der Immis-
sionsgrenzwerte gewährt werden. Genau be-
trachtet fehlt es jedoch der Ausnahme gemäss 
Artikel 31 Absatz 2 LSV nicht an einer gesetzli-
chen Grundlage. Vielmehr stützt sie sich auf Arti-
kel 22 USG, dessen Wortlaut allerdings die Aus-
nahmemöglichkeit nicht explizit erwähnt. Es 
muss deshalb auf dem Auslegungsweg ermittelt 
werden, ob die Gesetzesbestimmung dem Ver-
ordnungsgeber die Statuierung einer Ausnahme 
im Sinne der hier diskutierten erlaubt. Dies kann 
mit Blick auf den durch die Materialien belegten 
Willen des Gesetzgebers bzw. die Entstehungs-
geschichte und das generell zu beachtende Ver-
hältnismässigkeitsprinzip bejaht werden.

2.2.2	Anwendungsbereich

Der Anwendungsbereich des Ausnahmetatbe-
standes deckt sich grundsätzlich mit demjenigen 
von Artikel 22 USG und Artikel 31 LSV (vgl. Ziff. 
2.1), wird aber über zusätzliche Voraussetzungen 
weiter eingeschränkt. Die Ausnahmebestimmung 
ist nur anwendbar, wenn die drei nachfolgend 
genannten Kriterien – Neubaute bzw. wesent- 
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liche Änderung, IGW-Überschreitung und Subsi-
diarität – kumulativ erfüllt sind.

2.2.2.1	E rrichtung oder  
wesentliche Änderung von 
Gebäuden

Anlass und Notwendigkeit, eine Ausnahme von 
der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte zu prü-
fen, bildet ein Projekt zur Errichtung oder Ände-
rung von Gebäuden in einem lärmbelasteten 
Gebiet. Die Anwendbarkeit von Artikel 31 Absatz 
2 LSV ist mit anderen Worten im Rahmen eines 
Baubewilligungsverfahrens zu beurteilen. Dabei 
kann es um die Erteilung einer ordentlichen Bau-
bewilligung für ein zonenkonformes Vorhaben 
(Art. 22 RPG) oder um die Erteilung einer Aus-
nahmebewilligung für ein zonenwidriges Projekt 
innerhalb oder ausserhalb der Bauzone (Art. 23 
bzw. Art. 24 ff. RPG) gehen. Daraus ergeben sich 
drei Bedingungen, damit die Erteilung einer lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmebewilligung über-
haupt in Frage steht und deren Voraussetzungen 
zu prüfen sind:

a) Baubewilligungspflicht
Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
zum Begriff der baubewilligungspflichtigen Bau-
ten und Anlagen gemäss Artikel 22 Absatz 1 RPG 
sind mindestens15 «jene künstlich geschaffenen 
und auf Dauer angelegten Einrichtungen [baube-
willigungspflichtig], die in bestimmter fester Be-
ziehung zum Erdboden stehen und geeignet 
sind, die Vorstellung über die Nutzungsordnung 
zu beeinflussen, sei es dass sie den Raum äusser-
lich erheblich verändern, die Erschliessung oder 
die Umwelt beeinträchtigen».16 Zwischen der 
Frage der lärmschutzrechtlichen Ausnahme und 
der Baubewilligungspflicht besteht eine Wechsel-
wirkung: Die Frage der ausnahmsweisen Entbin-
dung von der IGW-Einhaltung kann sich zum 
Vornherein nur bei baubewilligungspflichtigen 
Vorhaben stellen. Umgekehrt ist auf jeden Fall 
eine Baubewilligung erforderlich, wenn «bei ei-
ner baulichen Änderung oder einer Zweckände-
rung in Frage [steht], ob die Voraussetzungen 

von Art. 22 USG erfüllt sind».17 Umgekehrt ist 
nicht jedes nach dem RPG und dem kantonalen 
Bau- und Planungsrecht bewilligungspflichtige 
Vorhaben auch lärmschutzrechtlich relevant.18 
Nur ausnahmsweise ist Artikel 31 LSV auch in 
Planungsverfahren zu beachten.19 So können 
Sondernutzungspläne unter Umständen bereits 
derart detailliert sein, dass sie die Baubewilligung 
ersetzen.20 In diesem Spezialfall ist die Einhaltung 
der IGW und die Gewährung einer Ausnahme 
nach Artikel 31 Absatz 2 LSV selbstverständlich 
bereits auf dieser Stufe zu prüfen.

b) Lärmempfindliches Gebäude
Artikel 22 USG und Artikel 31 LSV sind anwend-
bar, wenn es um lärmempfindliche Gebäude 
geht. Darunter fallen alle Bauten und Anlagen 
mit lärmempfindlichen Innenräumen, die sich vor 
Aussenlärm abschirmen lassen. Lärmempfindlich 
sind gemäss Artikel 2 Absatz 6 LSV zum einen 

	10 	TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 44 Rz. 31, 38 mit Hinweis auf BVR 
1983 S. 62 E. 2a und 2b S. 67 (Bern).

	11 	Vgl. oben Ziff. 2.1 und Art. 22 i.V.m. Art. 31 Abs. 1 LSV.

	12 	Vgl. NEFF, S. 186.

	13	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 33; im Ergebnis gleich 
NEFF, S. 186 ff., je mit Hinweisen auf die Gesetzesmateri-
alien.

	14	 Vgl. RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Rz. 311.

	15	 Das kantonale Recht kann den Kreis der baubewilligungs-
pflichtigen Bauten und Anlagen weiter, aber nicht enger zie-
hen als Art. 22 Abs. 1 RPG; vgl. RUCH, RPG-Kommentar, Art. 
22 Rz. 4.

	16	 Statt vieler BGE 120 Ib 384.

	17	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 10. Vgl. zu den Umwelt-
auswirkungen als Kriterium der Baubewilligungspflicht auch 
RUCH, RPG-Kommentar Art. 22 Rz. 35.

	18	 Zum Bespiel eine Fassadenrenovation an einem bestehenden 
Gebäude, vgl. WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 15. Lärm-
schutzrechtlich bedeutsam sind somit nicht sämtliche, nach 
dem RPG und dem kantonalen Bau- und Planungsrecht be-
willigungspflichtigen Vorhaben, sondern nur solche, bei de-
nen mehr lärmempfindliche Räume geschaffen werden oder 
Spielraum für einen besseren Lärmschutz besteht.

	19	 Grundsätzlich wird die Überschreitung der IGW bei erschlos-
senen Bauzonen erst im Baubewilligungsverfahren rechtlich 
bedeutsam vgl. Urteil VGer-BL vom 6.3.2002 E. 4 (Allschwil 
BL).

	20	 Vgl. z.B. Art. 1 Abs. 4 BauG-BE, Art. 45 BewD-BE, Art. 122b 
BauV-BE; ZAUGG/LUDWIG, Art. 1 Rz. 30.
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Wohnräume (ohne reine Küchen, Sanitär- oder 
Abstellräume), zum anderen Betriebsräume, in 
denen sich Personen regelmässig während länge-
rer Zeit aufhalten (z.B. Büros, Verkaufsräume, 
Schulen, Gasthäuser, Heime o.ä.).21 Lärmschutz-
rechtlich von Bedeutung können somit auch 
Fahrnisbauten sein, wenn sie über einen länge-
ren Zeitraum ortsfest verwendet werden (und 
lärmempfindliche Räume aufweisen), beispiels-
weise bei Fahrnisbauten wie Wohnwagen oder 
Bahnwagen, die für dauerhaftes Wohnen einge-
richtet sind.22

c) Neubau und wesentliche Änderung
Lärmschutzrechtlich bedeutsame Vorgänge sind 
der Neubau und die wesentliche Änderung von 
(lärmempfindlichen) Gebäuden. Als «neu» gel-
ten Bauten und Anlagen, für welche die Baube-
willigung nach Inkrafttreten des USG am 1. Janu-
ar 1985 erteilt worden ist.23 Relevant ist weiter 
die wesentliche Änderung (Umbauten, Erweite-
rungen, Zweckänderungen) von Gebäuden, die 
an diesem Stichtag bereits bestanden.24 Aus An-
lass solcher baulicher Veränderungen werden 
diese Gebäude lärmschutzrechtlich Neubauten 
gleichgestellt.25 Dasselbe muss für wesentliche 
Änderungen von Gebäuden gelten, die nach 
dem 1. Januar 1985 errichtetet worden sind 
(«Neubaute bleibt Neubaute»).
Die «Wesentlichkeit» der baulichen Änderungen 
ist gegeben, wenn sie den Konflikt zwischen der 
Lärmbelastung und den empfindlichen Nutzun-
gen vergrössern, indem neue lärmempfindliche 
Räume geschaffen, wesentlich erweitert oder in 
solche mit höherer Lärmempfindlichkeit umge-
wandelt werden.26 Sie ist somit unter lärmschutz- 
und nicht baurechtlichen Gesichtspunkten zu 
beurteilen. Bleibt im Zuge von Änderungen das 
Konfliktpotential gleich, weil keine zusätzlichen 
oder wesentlich erweiterten lärmempfindlichen 
Räume oder keine Räume mit höherer  
Lärmempfindlichkeit entstehen, können Schutz-
massnahmen nach Artikel 22 Absatz 2 USG im 
Lichte des Verhältnismässigkeitsprinzips nur ver-
langt werden, wenn im Rahmen des Umbaupro-

jekts der bessere Schutz zum dadurch verursach-
ten Zusatzaufwand in einem vernünftigen 
Verhältnis steht und zumutbar erscheint.27 Aus 
dem Erfordernis der wesentlichen Änderung 
folgt im Umkehrschluss, dass bei anderen, nicht-
wesentlichen Umbauten oder Zweckänderungen 
von bestehenden Gebäuden keine Massnahmen 
zum Schutz vor übermässigen Lärmimmissionen 
ergriffen werden müssen.
Neubauähnliche Umgestaltungen, Ersatzbauten 
und der Wiederaufbau von Altbauten nach ei-
nem Abbruch oder nach einem Ereignis höherer 
Gewalt sollen einem Neubau gleichzusetzen 
sein.28 Diese Auffassung trifft nach dem Gesag-
ten zu, falls darin gleichzeitig eine wesentliche 
Änderung liegt, d.h. der Lärmschutzkonflikt da-
durch verschärft wird, beispielsweise indem mehr 
lärmempfindliche Räume geschaffen werden. 
Bleibt dagegen die lärmschutzrelevante Situation 
vor und nach dem Umbau unverändert, kann 
nicht von einer wesentlichen Änderung gespro-
chen und es können nur Massnahmen gemäss 
Artikel 22 Absatz 2 USG angeordnet werden, 
wenn sie sich als verhältnismässig erweisen. Dies 
ist der Fall, wenn mit zumutbarem Aufwand eine 
spürbare Verbesserung des Lärmschutzes der Be-
wohner bzw. Benutzer des Gebäudes erreicht 
werden kann, z.B. wenn durch Grundrissverän-
derungen und Zweckänderungen ohnehin in die 
Bausubstanz eingegriffen oder ein Haus ausge-
kernt wird und sich im Zuge dieses Projekts unter 
Ausnutzung der Synergien zusätzliche oder bes-
sere Schallschutzmassnahmen realisieren oder 
die Räume neu anordnen lassen.

2.2.2.2	 Überschreitung der  
Immissionsgrenzwerte

Die lärmschutzrechtliche Ausnahmebewilligung 
setzt weiter die Überschreitung der anwendba-
ren Immissionsgrenzwerte voraus. Dieses Erfor-
dernis gilt für die Anwendung von Artikel 22 
USG und Artikel 31 Absatz 1 LSV generell: Abge-
sehen vom allgemein geltenden Vorsorgeprinzip 
müssen Lärmschutzmassnahmen nur geprüft 
werden, wenn das Baugrundstück von schädli-
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	21	 Vgl. die Definition in Art. 2 Abs. 6 LSV und WOLF, USG-Kom-
mentar, Art. 22 Rz. 12.

	22	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 11; RUCH, RPG-Kommen-
tar, Art. 22 Rz. 24. Baubewilligungspflicht bejaht z.B. VGE-BE 
vom 12.12.2007, BVR 2008 S. 210 (stationierter Bahnwa-
gen); Entscheid Baudepartement des Kantons St. Gallen vom 
2.3.1998, GVP 1998 Nr. 81 (abgestellter Wohnwagen: Wer-
den Fahrnisbauten zur Unterbringung von Menschen, Tieren 
oder Sachen benutzt, so rechtfertigt es sich, sie als Bauten zu 
qualifizieren, E. 2).

	23	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 13.

	24	 Dies geht aus dem Gesetzeswortlaut zwar nicht hervor, ent-
spricht aber dem Zweck der Vorschriften und dem Willen des 
Gesetzgebers, vgl. Wolf, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 14.

	25	 Botschaft USG S. 800; Amtl. Bulletin NR 1982 S. 395 f.

	26	 NEFF, S. 179; WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 14 f.; vgl. 
auch Erläuterungen LSV, S. 33.

	27	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 15.

	28	 NEFF, S. 178 f.; WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 13.

	29	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 26.

	30	 Vgl. Art. 39 Abs. 1 LSV sowie oben Ziff. 2.1.2.2.

	31	 BUWAL-Mitteilungen Nr. 4, S. 3, WOLF, USG-Kommentar, Art. 
22 Rz. 28.

	32	 Vgl. WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 28 sowie ausführlich 
zu architektonischen Lösungsmöglichkeiten VLP-Schrift Nr. 52 
und VLP-Schrift Nr. 69.

chem oder lästigem Lärm betroffen ist, d.h. in 
einem Gebiet liegt, in dem die Immissionsgrenz-
werte überschritten sind («lärmbelastetes Ge-
biet»). Ist dies der Fall, muss weiter abgeklärt 
werden, ob die Grenzwerte bei den lärmemp-
findlichen Räumen eingehalten sind oder unter 
Ergreifung geeigneter Massnahmen dereinst ein-
gehalten werden können.29

Die lärmschutzrechtliche Ausnahmebewilligung 
gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV erfordert darüber 
hinaus, dass die lärmempfindlichen Räume auch 
nach Ausschöpfen der Abschirmungsmassnah-
men noch schädlichen oder lästigen Lärmeinwir-
kungen ausgesetzt sind. Die Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte bildet demnach Voraus-
setzung, damit eine Ausnahmebewilligung ge-
prüft werden kann (und überhaupt notwendig 
ist).

2.2.2.3	S ubsidiarität: Ausschöpfen 
aller Massnahmen

Das Abweichen von der Einhaltung der Immissi-
onsgrenzwerte muss «ultima ratio» sein, da die 
Gewährung einer entsprechenden Ausnahme im 
Klartext bedeutet, dass die betreffenden Gebäu-
de übermässigen Lärmimmissionen mit den ent-
sprechenden Gesundheitsfolgen für die Bewoh-
ner bzw. Benutzer ausgesetzt werden. Vor der 
Erteilung der Ausnahmebewilligung muss des-
halb nachgewiesen sein, dass alle möglichen  
gestalterischen und baulichen Massnahmen – 
Raumanordnung, Lärmschutzwände, andere Ab-
schirmungsmassnahmen der Lärmschutzarchi-
tektur – ergriffen worden sind, ohne dass sich die 
Immissionsgrenzwerte damit einhalten lassen. 
Erst wenn dies erstellt ist, kann für die noch ver-
bleibende IGW-Überschreitung eine Ausnahme 
in Frage kommen (Subsidiarität).

a) Bauliche und gestalterische Massnahmen
Aus dem vorgeschriebenen Ermittlungsort der 
Lärmbelastung30 folgt, dass Artikel 22 USG und 
Artikel 31 LSV den Schutz des Menschen sowohl 
im Innern als auch in der unmittelbaren Umge-
bung des Gebäudes bezwecken. Lärmschutz-

massnahmen gestützt auf diese Rechtsgrundlage 
können deshalb nur solche sein, die vor dem Im-
missionspunkt wirken und das Gebäude oder 
zumindest die lärmempfindlichen Räume vor 
Lärmimmissionen abschirmen. In Betracht kom-
men die zweckmässige Anordnung der lärmemp-
findlichen Räume sowie «bauliche oder gestalte-
rische Massnahmen» (Art. 31 Abs. 1 Bst. a und b 
LSV).31 Bauliche Vorkehren sind der Gebäudehül-
le vorgelagert und errichten Hindernisse auf dem 
Ausbreitungsweg des Schalls zwischen Sende- 
und Empfangsort (z.B. Lärmschutzwände oder 
-dämme), gestalterische Massnahmen nehmen in 
der Bauweise des lärmempfindlichen Gebäudes 
auf die Lärmbelastung Rücksicht (abgewinkelte 
Fassaden, Raumanordnung etc.).32

Die genannten Vorschriften zum Schutz des Im-
missionsorts nennen keine Priorität unter diesen 
Massnahmen, sie lassen sich demnach bei der 
Projektierung bzw. Bewilligung weitgehend frei 
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wählen und kombinieren.33 Zu beachten ist aller-
dings, dass das dreistufige Lärmschutzkonzept 
des USG auf dem Grundsatz der Emissionsbe-
grenzung bei der Quelle beruht (vgl. Art. 11 Abs. 
1 USG). Aus dieser Optik haben dem Gebäude 
vorgelagerte Lärmschutzmassnahmen auch un-
ter Artikel 31 LSV Priorität vor gestalterischen 
Massnahmen am lärmempfindlichen Gebäude 
selber. Keine zulässige Massnahme ist hier – an-
ders als unter Art. 21 USG34 – die Schalldämmung 
der Gebäudehülle.35 Der Einbau von Schallschutz-
fenstern, die Festverglasung und künstliche Be-
lüftung der lärmempfindlichen Räume oder die 
Schaffung von Pufferzonen, beispielsweise durch 
verglaste Balkone oder Wintergärten können 
aber (als Rechtsfolge) mit der Erteilung der Aus-
nahmebewilligung verknüpft werden. 36

b) Keine Voraussetzung: Sanierung der lärmigen 
Anlage
Die lärmschutzrechtliche Ausnahmebewilligung 
für lärmempfindliche Gebäude ist nicht mit der 
Sanierungspflicht oder der Gewährung von Sa-
nierungserleichterungen für emittierende Anla-
gen verknüpft. Wer ein Baugesuch für die Errich-
tung oder wesentliche Änderung eines 
lärmempfindlichen Gebäudes im lärmbelasteten 
Gebiet stellt, hat namentlich keinen Rechtsan-
spruch auf Sanierung derjenigen Anlage, die für 
die IGW-Überschreitung auf dem Baugrundstück 
verantwortlich ist.37 Das Baubewilligungsverfah-
ren in lärmbelasteten Gebieten und das Verfah-
ren zur Sanierung von ortsfesten Anlagen sind 
getrennte Verfahren, für die verschiedene Behör-
den zuständig sind. Im Verfahren der Baubewilli-
gung kann nicht die Stilllegung der lärmigen An-
lage verlangt werden.38

Die (fruchtlose) Sanierung der lärmigen Anlage 
bildet demnach keine Voraussetzung für die Er-
teilung von Ausnahmen nach Artikel 31 Absatz 2 
LSV, selbst wenn die Sanierung das Problem der 
IGW-Überschreitung lösen würde. Voraussehba-
ren Veränderungen der Lärmbelastung, beispiels-
weise durch die geplante Sanierung einer lärmi-
gen Anlage, wird im Rahmen der Lärmermittlung 

Rechnung getragen, wenn das entsprechende 
Projekt mindestens öffentlich aufgelegt ist (vgl. 
Art. 36 Abs. 2 LSV). In solchen Fällen ist die Aus-
nahme nach Artikel 31 Absatz 2 LSV nicht an-
wendbar, wenn nach der Sanierung die IGW ein-
gehalten werden. Die Erstellung oder Änderung 
des lärmempfindlichen Gebäudes kann deshalb 
bereits vor Ende der Sanierung bewilligt werden.

2.2.2.4	E xkurs: IGW-Einhaltung 
nur am Lüftungsfenster?

Referenzpunkt der IGW-Ermittlung bildet gemäss 
LSV die Mitte der offenen Fenster lärmempfindli-
cher Räume (vgl. Art. 39 Abs. 1 LSV). Einige Kan-
tone beschränken die Ermittlung der Lärmbelas-
tung allerdings auf die sog. «Lüftungsfenster» 
des lärmempfindlichen Raumes. Gemäss dieser 
Vollzugspraxis genügt es, wenn die IGW mindes-
tens an dem am wenigsten lärmexponierten 
Fenster eingehalten sind, soweit dieses aus 
wohnhygienischer Sicht eine genügend grosse 
Fläche zur Lüftung des Raumes aufweist.39 Es 
stellt sich die Frage, ob diese Praxis bundesrechts-
konform ist. Die Antwort darauf ist auch im vor-
liegenden Zusammenhang von Bedeutung: Er-
weist sich diese Praxis als zulässig, nimmt die 
Notwendigkeit ab, lärmschutzrechtliche Ausnah-
men nach Artikel 31 Absatz 2 LSV zu erteilen, da 
sich die IGW leichter einhalten lassen,40 der dar-
gestellte Anwendungsbereich der lärmschutz-
rechtlichen Ausnahmebewilligung würde somit 
kleiner.

a) Vollzugspraxis der Kantone
Ob Immissionsgrenzwerte nur an einem von 
mehreren Fenstern eines lärmempfindlichen Rau-
mes eingehalten sein müssen, wird in den Kanto-
nen nicht einheitlich gehandhabt und ist umstrit-
ten. Während die einen Kantone die erwähnte 
«Lüftungsfenster»-Praxis verfolgen, lehnen an-
dere die IGW-Einhaltung nur am «ruhigsten» 
Fenster als ungenügend ab. Die ablehnenden 
Kantone gestehen diese Möglichkeit immerhin 
häufig – unter den Voraussetzungen von Artikel 
31 Absatz 2 LSV – als Ausnahme zu.41 Dieser 
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	33	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 30; a.M. SCHÜRCH, S. 25, 
nach welcher Massnahmen gemäss Art. 31 Abs. 1 Bst. a LSV 
Priorität gegenüber Massnahmen nach Bst. b dieser Bestim-
mung haben.

	34	 Vgl. Ziff. 2.2.1.

	35	 BUWAL-Mitteilungen Nr. 4, S. 3; WOLF, USG-Kommentar, Art. 
22 Rz. 31.

	36 	vgl. vgl. Ziff. 2.2.4; BGE117 Ib 127 E. 3a (Zürich); NEFF, S. 182 
f.; WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 26.

	37	 NEFF, S. 168, vgl. zu dieser Problematik allgemein NEFF, S. 
166 ff.

	38	 Urteil BGer vom 26.8.1998 E. 5 (Binningen BL), URP 1999 S. 
419 ff. = RDAF 2000 S. 795 ff. Vgl. auch BGE 120 Ib 76 E. 3d 
S. 83 (Altendorf SZ).

	39	 Vgl. FRITZSCHE/BÖSCH, S. 190; WOLF, USG-Kommentar, Art. 
22 Rz. 24. Der Kanton Zürich verlangt beispielsweise eine 
Fensterfläche von mindestens fünf Prozent der Bodenfläche 
des betreffenden Raumes (vgl. FRITZSCHE/BÖSCH, S. 190).

	40	 Fenster der rechtwinklig zur Lärmquelle stehenden Gebäu-
deseite oder durch Erker und abgewinkelte Fassaden ge-
schützte Fenster dürften eine um 2 bis 5 dB(A) geringere 
Lärmbelastung aufweisen.

	41	 Vgl. dazu WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 24.

	42	 Vgl. zum Begriff des «Fensters» SCHAUB, S. 599 f.

	43	 Vgl. WALKER, S. 854; ZÄCH/WOLF, USG-Kommentar, Art. 15 
Rz. 38.

	44	 BGE 122 II 33 E. 3b S. 37 (Grenchen SO) = URP 1996 S. 319 
ff.

	45	 SCHAUB, S. 600; WALKER, S. 854.

	46	 Vgl. WALKER, S. 854, der davon ausgeht, dass die Lärmim-
missionen in solchen Fällen weiterhin an der akustisch 
schwächsten Stelle der Fassaden zu ermitteln sind, was in der 
Regel diejenigen Teile seien, die sich öffnen liessen.

	47	 VGE-BE vom 26.4.1993 E. 4; auch zit. bei WOLF, USG-Kom-
mentar, Art. 22 Rz. 24; vgl. auch FRITZSCHE/BÖSCH, S. 192.

	48	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 24, 41.

Meinungsstreit in der Vollzugspraxis wird ver-
schärft durch eine unterschiedliche kantonale 
Auslegung und Definition der in Artikel 39 Ab-
satz 1 LSV verwendeten Begriffe «Mitte» (der 
offenen Fenster) und «Fenster», die – was erstau-
nen mag – als unbestimmte Rechtsbegriffe zu 
qualifizieren sind.42 Das eidgenössische Lärm-
schutzrecht selber enthält keine Definition des 
Fensters, so dass der Weg für kantonalrechtliche 
Konkretisierungen offen steht. Durch das Abstel-
len auf die Fenster in der LSV ist allerdings klar, 
dass die Lärmbelastung an der bezüglich Schall-
dämmung schwächsten Stelle der Gebäudeaus-
senhülle ermittelt werden soll.43

b) Zulässigkeit nach Rechtsprechung und Lehre
Gerichtsentscheide, die sich eingehend mit dem 
Ermittlungsort nach Artikel 39 Absatz 1 LSV aus-
einandersetzen oder sich sogar zur Problematik 
des Lüftungsfensters äussern, lassen sich nur ver-
einzelt finden. In einem amtlich publizierten Ent-
scheid aus dem Jahr 1996 hat das Bundesgericht 
zum Ort der Lärmermittlung festgehalten, diese 
«Vorschrift schliesst grundsätzlich nicht aus, dass 
auch bei lärmempfindlichen Räumen, deren 
Fenster sich nicht oder nur teilweise öffnen las-
sen (z.B. Kippfenster), die Lärmimmissionen er-
mittelt werden». Besonderen Umständen sei in 
geeigneter Weise Rechnung zu tragen.44 Bis zu 
diesem Bundesgerichtsentscheid ging die Praxis 
davon aus, dass die Belastungsgrenzwerte aus-
schliesslich dort gelten würden, wo Fassadenteile 
vorhanden sind, welche die üblichen Funktionen 
von Fenstern – Belichtung und Frischluftzufuhr – 
erfüllen.45 Im erwähnten Bundesgerichtsent-
scheid wird die Rechtslage insofern geklärt, als 
die Belastungsgrenzwerte auch an Fenstern ein-
gehalten werden müssen, die sich nicht öffnen 
lassen, beispielsweise an verschraubten Fenstern. 
Unklar ist hingegen, ob dies auch für verglaste 
Fassaden oder Fassadenteile gilt.46 
In einem älteren Urteil erachtete das Berner Ver-
waltungsgericht die Lüftungsfenster-Praxis offen-
bar als zulässig. Jedenfalls hielt es (ohne nähere 
Begründung) fest, einer der beiden lärmigsten 

Empfangspunkte, an denen die Planungswerte 
überschritten waren, sei nicht relevant, weil «das 
entsprechende Fenster nicht benützt werden 
muss, da der Raum über ein zusätzliches, schall-
günstig angeordnetes Fenster verfügt».47

Die juristische Lehre äussert sich ebenfalls nur 
vereinzelt zur Beschränkung der Lärmermittlung 
auf die Lüftungsfenster. WOLF hält eine solche 
Praxis «zumindest dann als vertretbar, wenn kei-
ne bessere Lösung zur Verfügung steht», wünscht 
sich aber eine Klärung durch den Verordnungs-
geber und verlangt als Begleitmassnahme eine 
verbesserte bzw. verschärfte Schalldämmung der 
übrigen Fenster.48
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c) Auslegung von Artikel 22 USG und Artikel 39 
Absatz 1 LSV
Ob die Einhaltung der Praxis, wonach es aus-
reicht, die Belastungsgrenzwerte zumindest an 
einem (genügend grossen) Fenster einzuhalten, 
mit dem Lärmschutzrecht des Bundes vereinbar 
ist, muss durch Auslegung von Artikel 22 USG 
und Artikel 39 Absatz 1 LSV ermittelt werden. 
Diese zielt darauf ab, den Rechtssinn der Vor-
schrift zu ermitteln. Dazu ist auf die bekannten 
Auslegungselemente – Wortlaut, Systematik, 
Entstehungsgeschichte, geltungszeitliche Bedeu-
tung, Sinn und Zweck der Norm – zurückzugrei-
fen. Das Bundesgericht geht dabei vom Metho-
denpluralismus aus, wonach alle Elemente 
grundsätzlich in gleicher Weise zu berücksichti-
gen sind. Auszugehen ist in erster Linie vom 
Wortlaut; anhand der übrigen Elemente muss so-
dann beurteilt werden, ob dieser den Rechtssinn 
der Norm zutreffend wiedergibt.49 Die Auslegung 
der genannten Lärmschutzartikel ergibt Folgen-
des:

Dem •	 Gesetzeswortlaut lässt sich nichts zur Lärm- 
ermittlung und den massgebenden Ermitt-
lungsorten entnehmen. Für die Auslegung ist 
deshalb vor allem auf den Wortlaut von Arti-
kel 39 Absatz 1 LSV abzustellen. Dieser spricht 
unter Verwendung des Plurals von «Mitte der 
offenen Fenster lärmempfindlicher Räume». 
Daraus ergibt sich, dass die Aussenlärmimmis-
sionen bei Gebäuden an allen Fenstern aller 
lärmempfindlicher Räume ermittelt werden 
müssen. Der Wortlaut bietet somit keinen An-
haltspunkt für die alleinige Massgeblichkeit 
des Lüftungsfensters, so dass das grammati-
kalische Auslegungselement gegen die Zu-
lässigkeit dieser Lärmermittlung spricht.50 Vor 
diesem Hintergrund bleibt zu prüfen, ob sich 
aufgrund der anderen Auslegungselemente 
ergibt, dass der an sich klare Wortlaut nicht 
dem Rechtssinn der Norm entspricht.
Die •	 Gesetzes- bzw. Verordnungssystematik 
bringt keine Argumente für oder gegen die 
Zulässigkeit der Lüftungsfenster-Praxis. Auch 
die Entstehungsgeschichte von Artikel 22 USG 

und Artikel 39 Absatz 1 LSV – soweit diese 
durch Botschaft, Wortprotokolle und Erläute-
rungen zur LSV belegt bzw. öffentlich zugäng-
lich ist – ergibt keine Anhaltspunkte, dass der 
Wortlaut anders verstanden und für die Lärm-
ermittlung stets nur auf das ruhigste Fenster 
abgestellt werden soll.
Bleibt nach dem teleologischen Auslegungs-•	
element zu prüfen, ob sich die Lüftungsfens-
ter-Praxis allenfalls unter Hinweis auf Sinn und 
Zweck der genannten Normen rechtfertigen 
lässt. Artikel 22 USG und Artikel 31 LSV zie-
len auf den Schutz vor schädlichem, d.h. über 
den IGW liegenden Lärm an Orten ab, an 
denen sich Menschen längere Zeit aufhalten. 
Diese Vorschriften dienen somit in erster Linie 
dem Gesundheitsschutz: die gesundheitlichen 
Langzeitfolgen übermässigen Lärms (Schlaf-
störungen, Herz-/Kreislauferkrankungen, De-
pressionen etc.) und die damit verbundenen 
Kosten (Arbeitsausfälle, Behandlungskosten 
etc.) sollen vermieden werden. Für den Fall, 
dass die Immissionsgrenzwerte nicht einge-
halten sind, verankerte der Gesetzgeber im 
Grundsatz ein Bauverbot für lärmempfindliche 
Gebäude und gewichtete den Gesundheits-
schutz damit klar höher als die Interessen an 
der Errichtung der Baute. Nur wenn die Im-
missionen auf der Parzelle durch «besondere 
Massnahmen der Projektgestaltung» unter 
die Grenzwerte herabgesetzt werden können 
oder unter den Voraussetzungen von Artikel 
31 Absatz 2 LSV soll die Baubewilligung trotz 
IGW-Überschreitung erteilt werden können.51 
Die gesetzliche Ordnung ist somit sehr restrik-
tiv ausgestaltet, was auch die Vollzugspraxis 
prägen muss; der Vollzug hat den «Geist» 
dieser Ordnung im Einzelfall umzusetzen 
und darf nicht zu deren Aushöhlung führen.  
Die Lüftungsfenster-Praxis beschränkt die Lärm- 
ermittlung auf das am wenigsten lärmexpo-
nierte Fenster und genügt, wenn die IGW an 
diesem Fenster eingehalten sind. Dies hat zur 
Folge, dass sich die Projektgestaltung auf die 
Abschirmung dieses Fensters konzentriert und 
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	49	 Vgl. TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 25 Rz. 3.

	50	 Vgl. implizit auch WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 24.

	51	 Botschaft USG, S. 799; NEFF, S. 167, 169, 187 f. mit Hinweisen 
auf die Protokolle der vorberatenden Kommissionen der eidg. 
Räte.

	52	 TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 44 Rz. 38 mit Hinweis auf BVR 
1983 62 E. 2a und b S. 67 (Bern).

	53	 RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Rz. 310, die allerdings das Aus-
schöpfen aller Massnahmen als (weitere) materielle Voraus-
setzung der Ausnahmebewilligung nach Art. 31 Abs. 2 LSV 
sehen.

die Lärmschutzmassnahmen (nur) entspre-
chend dimensioniert werden. Sobald dieses Ziel 
erreicht ist, dürften in den meisten Fällen – aus 
Kostengründen – keine weiteren Massnahmen 
zur Einhaltung der IGW auch an den übrigen 
Fenstern lärmempfindlicher Räume ergriffen 
werden, da die Voraussetzungen zur Erteilung 
der Baubewilligung ja bereits erfüllt sind. Eine 
solche Praxis schmälert den Gesundheitsschutz 
und senkt letztlich die bundesrechtlichen An-
forderungen an das ausnahmsweise Bauen 
im lärmbelasteten Gebiet: Obwohl die IGW 
unter Umständen bis auf eines an sämtlichen 
Fenstern überschritten sind, darf nach dieser 
Vollzugspraxis das lärmempfindliche Gebäude 
dennoch gebaut werden. Nach der Absicht 
des Bundesgesetzgebers müsste eine solche 
Situation demgegenüber den Bauabschlag 
für das Projekt nach sich ziehen. Dieses Ausle-
gungsergebnis entspricht auch der dargestell-
ten bundesgerichtlichen Praxis, wonach die 
IGW auch und selbst an Fenstern eingehalten 
(und ermittelt) werden müssen, die sich nicht 
öffnen lassen.

d) Fazit
Die Auslegung von Artikel 22 USG und Artikel 39 
Abs. 1 LSV führt zum Ergebnis, dass die Baube-
willigung für ein lärmempfindliches Gebäude nur 
dann erteilt werden darf, wenn die IGW an sämt-
lichen Fenstern der lärmempfindlichen Räume 
eingehalten sind. Die IGW nur am ruhigsten 
Fenster zu ermitteln und deren Einhaltung nur 
dort für die Baubewilligung genügen zu lassen, 
erweist sich als bundesrechtswidrig. Wenn die 
Lärmbelastung aus praktischen Gründen nur an 
einem Ort pro lärmempfindlichen Raum ermittelt 
werden soll, müsste dies lärmschutzrechtlich, 
wenn überhaupt, an dem am meisten lärmexpo-
nierten Fenster geschehen. Die gegenteilige Lüf-
tungsfenster-Praxis senkt demgegenüber die 
bundesrechtlichen Anforderungen an den Bau 
oder die wesentliche Änderung von lärmemp-
findlichen Bauten in lärmbelasteten Gebieten. 
Das vom Bundesgesetzgeber anvisierte Schutzni-

veau für Bauten, die dem längeren Aufenthalt 
von Menschen dienen, wird dadurch nach unten 
korrigiert, weil diesfalls nur soweit Schutzmass-
nahmen getroffen werden, als dadurch die IGW 
am Lüftungsfenster einhalten werden können. 
Nur unter den Voraussetzungen von Artikel 31 
Absatz 2 LSV – d.h. namentlich nach Ausschöp-
fen sämtlicher Abschirmungsmassnahmen und 
bei überwiegenden Interessen am Gebäude – ist 
es bundesrechtlich denkbar, die Einhaltung der 
IGW am sog. Lüftungsfenster genügen zu lassen. 
Dies entspricht auch der Praxis derjenigen Kanto-
ne, welche die Lüftungsfenster-Praxis ablehnen.

2.2.3	Voraussetzungen der  
Ausnahmebewilligung

Ist der Artikel 31 Absatz 2 LSV nach den darge-
stellten Kriterien anwendbar, ist weiter zu prü-
fen, ob die Ausnahme von der Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte im konkreten Fall gewährt 
werden kann. Zu beachten ist, dass eine Ausnah-
mebewilligung stets die mit der Grundregelung 
verfolgte Absicht weiterführen muss. Eine Kor-
rektur der Grundnorm – hier Artikel 22 Absatz 1 
USG und Artikel 31 Absatz 1 LSV – oder die 
Rechtsfortbildung auf dem Ausnahmeweg ist 
nicht gestattet.52 Abgesehen davon lassen sich 
aus Artikel 31 Absatz 2 LSV zwei Voraussetzun-
gen – eine materielle und eine formelle – für die 
Erteilung einer Ausnahmebewilligung ableiten:53

Materielles Erfordernis für den Dispens vom •	
Einhalten der Immissionsgrenzwerte ist ein 
«überwiegendes Interesse» an der Errichtung 
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des lärmempfindlichen Gebäudes oder an der 
baulichen Nutzung des betreffenden Bau-
grundstücks. Ob dies der Fall ist, muss anhand 
der Abwägung der im Spiele stehenden Inte-
ressen entschieden werden.54 Dabei sind auf 
der einen Seite hauptsächlich das Interesse am 
Schutz vor übermässigem Lärm, auf der an-
deren Seite das Interesse an der Überbauung 
der Parzelle zu gewichten und gegeneinander 
abzuwägen.55

Formelle Voraussetzung für die Erteilung der •	
Ausnahmebewilligung bildet die Zustimmung 
der zuständigen kantonalen Behörde. Dieses 
Erfordernis ist von der Vorstellung getragen, 
dass die Baubewilligung für das lärmemp-
findliche Gebäude durch eine kommunale 
Behörde erteilt wird, was in der Schweiz zwar 
meistens, aber nicht zwingend der Fall ist. 
Das Zustimmungserfordernis soll eine rechts-
gleiche Behandlung und eine einheitliche Be-
willigungspraxis gewährleisten.56 Die Zustim-
mung darf nur für den konkreten Einzelfall 
und nicht generell für bestimmte Fallgruppen 
oder nach generellen Kriterien erteilt werden.57 
Umgekehrt können die (kommunalen) Baube-
willigungsbehörden lärmschutzrechtliche Aus-
nahmebewilligungen in eigener Kompetenz, 
ohne Zustimmung der kantonalen Behörde, 
verweigern.58

2.2.4	Rechtsfolgen

Sind die Voraussetzungen von Artikel 31 Absatz 
2 LSV erfüllt, so bedeutet dies in erster Linie, dass 
das lärmschutzrechtliche Bauhindernis der IGW-
Überschreitung beseitigt ist und die Baubewilli-
gung für den Bau oder Umbau des lärmempfind-
lichen Gebäudes (aus lärmschutzrechtlicher Sicht) 
erteilt werden kann.
Als weitere Rechtsfolge zieht die Gewährung der 
Ausnahme nach sich, dass die Behörde die An-
forderungen an die Schalldämmung der Gebäu-
dehülle in der Baubewilligung gegenüber den 
Mindestschutzvorschriften angemessen verschär-
fen muss (vgl. Art. 32 Abs. 2 LSV).59 Diese Schall-

schutzmassnahmen am Gebäude selber sind von 
den dargestellten baulichen und gestalterischen 
Massnahmen gemäss Artikel 22 Absatz 2 USG 
und Artikel 31 Absatz 1 LSV zu unterscheiden, 
die vor der Prüfung der Ausnahmebewilligung 
zwingend ausgeschöpft werden müssen.60 Nach 
der Gewährung der Ausnahme geht es nicht 
(mehr) um den Schutz des unmittelbaren Aus-
senbereiches der lärmempfindlichen Räume vor 
übermässigen Lärmimmissionen, sondern um 
den Schutz vor erhöhtem Innenlärm: Die gegen-
über den Mindestanforderungen verschärften 
Schallschutzmassnahmen sollen sicherstellen, 
dass aus der Überschreitung der Immissions-
grenzwerte im Gebäudeinnern bei geschlossenen 
Fenstern kein höherer Innenlärm resultiert als bei 
Einhaltung dieser Grenzwerte.61 Die Verschär-
fung bezieht sich auf die Aussenbauteile62 derje-
nigen lärmempfindlichen Räume, an deren Fens-
ter die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
ermittelt worden sind. Mögliche Massnahmen 
sind die Installation einer künstlichen Belüftung 
(bei einem Bürogebäude), die Überdachung von 
Innenhöfen, eine bessere Dämmung der Bauteile 
etc.63

Sind die Voraussetzungen von Artikel 31 Absatz 
2 LSV nicht erfüllt, bleibt das lärmschutzrechtli-
che Bauverbot bestehen. Die Ausnahme ist zu 
verweigern, was den Bauabschlag nach sich 
zieht, da die Lärmschutzvorschriften des Bundes 
dem Bauvorhaben entgegenstehen und somit 
nicht alle Voraussetzungen der Baubewilligung 
erfüllt sind (vgl. Art. 22 Abs. 3 RPG).

3.	Methode der  
Interessenabwägung

In vielen Bereichen des Verwaltungsrechts sind 
die Behörden aufgerufen, eine bestimmte Rechts-
folge nur bei Vorliegen überwiegender Interessen 
oder nur im Sinne des Gemeinwohls anzuordnen 
und bei ihren Entscheiden auf die dadurch ent-
stehenden Belastungen der Betroffenen Rück-
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	54	 BUWAL-Mitteilungen Nr. 4, S. 3; Neff, S. 190.

	55	 Zur Methodik und zu den Schritten der Interessenabwägung 
im Rahmen von Artikel 31 Absatz 2 LSV vgl. die Ausführungen 
unter Ziff. 3.

	56	 RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Rz. 310; BUWAL-Mitteilungen Nr. 4 
S. 3; NEFF, S. 186.

	57	 Vgl. z.B. Urteil BGer 1A.108/2003 vom 9.9.2003 E. 2.3.2 
(Vernier GE), URP 2003 S. 832 ff.; WOLF, USG-Kommentar, Art. 
22 Rz. 36.

	58	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 36.

	59	 BUWAL, Mitteilungen Nr. 4, S. 4.

	60	 Vgl. dazu oben Ziff. 2.2.2.3.

	61	 WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 22.

	62	 Nach der Definition von Art. 33 Abs. 1 LSV diejenigen Bau-
teile, die einen Raum gegen aussen abgrenzen, wie z.B. Fen-
ster, Aussentüren, Aussenwände und Dach.

	63	 Vgl. oben Ziff. 2.2.2.3/a; WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 
31, vgl. auch Rz. 40.

	64	 MÜLLER, S. 337 f., 341 f.; TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 
34.

	65	 TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 36.

	66	 TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 36, 38.

	67	 TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 38

	68	 MÜLLER, S. 337 f., 341 f.; TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 
34, 36.

	69	 MÜLLER, S. 338 f., 342 ff., insbes. S. 343 f.

	70	 Vgl. Art. 3 RPV; TSCHANNEN, Richtplan, S. 268; TSCHANNEN/
ZIMMERLI, § 26 Rz. 37; WULLSCHLEGER, S. 80 f.

	71	 MÜLLER, S. 347; TSCHANNEN, Richtplan, S. 262 f.

	72 	Vgl. MÜLLER, S. 347 ff.; TSCHANNEN, Richtplan, S. 264 ff.; 
WULLSCHLEGER, S. 81 f.

sicht zu nehmen.64 In solchen Fällen findet die 
Methode der Interessenabwägung Anwendung, 
die allerdings in der juristischen Methodenlehre 
nicht unumstritten ist, ohne dass hier auf diesen 
Meinungsstreit eingegangen werden kann.

3.1	Zweck und Voraussetzungen

«Interessenabwägung ist eine Argumentations-
technik zur kontrollierten Konkretisierung von 
rechtlich vermittelten Handlungsspielräumen. Sie 
führt von der offenen Norm zur fallbezogenen 
Entscheidung, indem sie alle in der Sache erheb-
lichen Gesichtspunkte nach einem bestimmten 
Muster verarbeitet und dabei dem Ziel verpflich-
tet bleibt, diese Gesichtspunkte in optimaler Wei-
se zu berücksichtigen».65 Sie legt damit offen, 
wie und warum die Verwaltungsbehörde von ih-
rem Handlungsspielraum in einer bestimmten 
Weise Gebrauch gemacht hat; dies dient der 
Nachvollziehbarkeit, Transparenz und Anfecht-
barkeit des Entscheides.66 Die Interessenabwä-
gung wirkt selber rechtsbildend, d.h. «die mate-
rielle Richtigkeit des Entscheidungsinhalts lässt 
sich zu wesentlichen Teilen nur mehr an der pro-
zeduralen Richtigkeit des Argumentationsvor-
gangs überprüfen».67

Eine Abwägung der Interessen zur Entscheidfin-
dung ist zulässig, ja notwendig, wenn die an-
wendbare Rechtsnorm oder die Rechtsprechung 
ausdrücklich eine solche verlangen oder wenn in 
einem konkreten Fall gegensätzliche Interessen, 
seien es öffentliche oder private, miteinander 
oder je untereinander kollidieren.68 Namentlich 
bei der Anwendung offener Normen und unbe-
stimmter Rechtsbegriffe ist sie notwendiges Mit-
tel einer gesetzes- und verfassungskonformen 
Auslegung.69

3.2	Methodische Schritte

Methodisch gliedert sich die Interessenabwägung 
in drei Stufen – Ermittlung, Bewertung, Abwä-

gung –, die gedanklich nacheinander zu begehen 
sind:70

In einem ersten Schritt sind alle •	 erheblichen, 
d.h. rechtlich anerkannten und sachlich durch 
die zu entscheidende Rechtsfrage berührten 
Interessen zu ermitteln.71

Zweitens muss die Behörde die ermittelten •	
Interessen bewerten, indem die Folgen ihrer 
Verwirklichung im konkreten Fall benannt 
und beurteilt werden. Die im Spiel stehenden 
Interessen werden zueinander in Beziehung 
gesetzt und, falls vorhanden, anhand der Wer-
tung des positiven Rechts beurteilt; ansonsten 
muss die Entscheidbehörde selber eine Wer-
tung vornehmen und diese offenlegen.72 Da-
bei besteht keine allgemeine Regel, wonach 
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öffentliche Interessen den privaten generell 
vorzuziehen sind.73 
Drittens sind die ermittelten und bewerteten •	
Interessen gegeneinander abzuwägen und 
entsprechend ihrem Gewicht gleichzeitig zu 
grösstmöglicher Entfaltung und miteinander 
in Einklang zu bringen. Ziel ist ein verhältnis-
mässiges, d.h. sachgerechtes, ausgewogenes 
Ergebnis mit «vernünftigen» Kosten. Dies 
zwingt nicht unbedingt zum Eingehen von 
Kompromissen, sondern es kann auch bedeu-
ten, das eine Interesse zu Gunsten des ande-
ren ganz fallen zu lassen.74

4.	Interessenabwägung gemäss 
Artikel 31 Absatz 2 LSV

Die Methode der Interessenabwägung stellt hohe 
Anforderungen an die Vollzugsbehörden. Nach-
folgendes Leitgerüst stellt die zu durchlaufenden 
Stufen dar und beschreibt Überlegungen und 
Kriterien, welche für oder gegen die Erteilung der 
lärmschutzrechtlichen Ausnahmebewilligung ge-
mäss Artikel 31 Absatz 2 LSV sprechen können. 
Im Zentrum der Interessenabwägung steht die zu 
entscheidende Rechtsfrage, ob im konkreten Fall 
zu Gunsten der Überbauung einer unüberbauten 
Parzelle bzw. zu Gunsten der (wesentlichen) Än-
derung eines bestehenden Gebäudes auf die Ein-
haltung der Immissionsgrenzwerte verzichtet 
werden kann.

4.1	Ermittlung der Interessen

Die von der genannten Rechtsfrage berührten 
Interessen müssen im ersten Schritt sorgfältig er-
mittelt werden. In der Interessenabwägung be-
rücksichtigt werden können selbstverständlich 
nur Interessen, die von der Rechtsordnung aner-
kannt sind. Will ein Grundeigentümer z.B. an ei-
nem illegal errichteten Gebäudeteil Änderungen 
vornehmen, kann er sich nicht auf die Besitz-

standsgarantie berufen, so dass seine privaten 
Interessen am Bauvorhaben für die Interessenab-
wägung unbeachtlich sind.
Von den rechtlich anerkannten Interessen sind 
nur jene massgebend, für welche die beiden 
möglichen Entscheide – Erteilung oder Abwei-
sung der Ausnahmebewilligung und damit Über-
bauung oder Freihaltung der Bauparzelle – Nach-
teile in wirtschaftlicher, gesundheitlicher oder in 
anderer Hinsicht mit sich bringen. Die im vorlie-
genden Zusammenhang potentiell negativ be-
rührten Interessen lassen sich in vier Gruppen 
zusammenfassen:

Interessen des Lärmschutzes•	 : Wird die Über-
bauung der fraglichen Parzelle trotz IGW-
Überschreitung ausnahmsweise ermöglicht, 
werden in der Regel mehr Personen als bisher 
schädlichem oder lästigem Lärm ausgesetzt, 
verbunden mit den entsprechenden gesund-
heitlichen Auswirkungen (Herzkreislaufer-
krankungen, Schlafprobleme, Depressionen 
etc.). Überdies kann ein wirtschaftlicher (fi-
nanzieller) Schaden durch die Entwertung der 
Liegenschaften resultieren. Überlegungen des 
Gesundheitsschutzes und der Verhinderung 
externer Folgekosten dürften demnach in den 
meisten Fällen gegen das Bauprojekt sprechen. 
Dies trifft ausnahmsweise dann nicht zu, wenn 
die zu beurteilende Baute mit weniger lärm-
empfindlicher Nutzung (z.B. ein Bürogebäude) 
als «Lärmriegel» für dahinter liegende, lärm-
empfindlichere (Wohn-) Gebäude dient.
Interessen der Raumplanung•	 : Das Schliessen 
von Baulücken an gut erschlossener Lage kann 
im Interesse der Raumplanung sein, welches 
umgekehrt negativ berührt ist, falls die Baube-
willigung aus lärmschutzrechtlichen Gründen 
verweigert wird.
Interessen am Bauprojekt•	 : Wird die Überbau-
ung durch die IGW-Überschreitung und die 
Verweigerung der Ausnahmebewilligung ver-
hindert (faktisches Bauverbot), bedeutet dies 
einen Eingriff in die Eigentumsrechte des be-
treffenden Grundeigentümers. Das Bauverbot 
steht unter Umständen einer lukrativen Grund-
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	73 	MÜLLER, S. 342, 350.

	74 	Vgl. MÜLLER, S. 351 f.; TSCHANNEN, Richtplan, S. 267.

	75 	VGE-BE vom 21.10.1993, URP 1994 S. 21 E. 6g S. 26 f. (Os-
termundigen BE).

	76 	Vgl. z.B. Urteil BGer 1C_119/2007 vom 13.11.2008 (Paspels 
GR); BGE 114 Ia 371 E. 5d S. 375 (Aesch BL).

	77 	MÜLLER, S. 347; TSCHANNEN, Richtplan, S. 264 f.; WULL-
SCHLEGER, S. 82 ff.

	78 	TSCHANNEN, Richtplan, S. 265 f.; WULLSCHLEGER, S. 82 ff.

stücksnutzung entgegen (z.B. Verhinderung 
von Mietzinseinnahmen) oder macht bereits 
getätigte Investitionen nutzlos (z.B. Planungs-
kosten, Aufwand für Kauf und Erschliessung 
der Parzelle).
Weitere Interessen•	 : Nebst den bereits aufge-
führten, bei der Anwendung von Artikel 31 
Absatz 2 LSV stets und typischerweise be-
rührten Interessen, wirken sich die genannten 
Entscheidmöglichkeiten je nach Bauprojekt 
und örtlichen Gegebenheiten auf weitere In-
teressen aus. Zu denken ist z.B. an volkswirt-
schaftliche Interessen am Erhalt oder an der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, an Anliegen 
des Denkmalschutzes, der Wohnhygiene oder 
der Energiegesetzgebung. Die Interessener-
mittlung kann weit ausgreifen, wie der Fall 
eines Asylbewerberheims im lärmbelasteten 
Gebiet zeigt, in welchem das bernische Ver-
waltungsgericht die (öffentlichen) Interessen 
an der vorübergehenden Unterbringung von 
Asylbewerbern als den Lärmschutz überwie-
gend beurteilte.75

Wichtig für eine korrekte Interessenabwägung 
ist, dass die Baubewilligungsbehörde und die 
kantonale Behörde, welche die Zustimmung er-
teilen muss, auf eine vollständige Auslegeord-
nung aller sachlich berührten Interessen achten. 
Wie die Rechtsprechung zur Interessenabwä-
gung im Rahmen von Nutzungsplanungen zeigt, 
hebt das Bundesgericht Entscheide mit fehlerhaf-
ter Interessenabwägung, namentlich mit nicht 
einbezogenen, aber von der Sache her betroffe-
nen Interessen, ohne weiteres auf und weist sie 
zur Neubeurteilung zurück.76 Dies setzt voraus, 
dass die Entscheidbehörde die betroffenen Fach-
behörden (z.B. die Denkmalpflege, die Wirt-
schaftsförderung, die Gewerbepolizei o.ä) und 
Privatpersonen einbezieht, um die berührten In-
teressen vollständig ermitteln zu können.

4.2	Bewertung der Interessen

4.2.1	Vorbemerkung

Der zweite Schritt der Interessenabwägung – die 
Bewertung bzw. Gewichtung der Interessen – ist 
der anspruchsvollste und entscheidenste. Diese 
Aufgabe wird erleichtert, falls der Gesetzgeber 
bereits feste Wertmassstäbe vorgegeben, d.h. 
bestimmte Interessen ausdrücklich als wichtiger 
als andere bezeichnet hat. Da dies im Zusam-
menhang mit Artikel 31 Absatz 2 LSV nicht der 
Fall ist, muss die zuständige Gemeinde- und/oder 
Kantonsbehörde die kollidierenden Interessen 
anhand allgemeiner Wertanschauungen und der 
Wertungen, die der gesetzlichen Ordnung insge-
samt zugrunde liegen, selber gewichten. Damit 
dieser Vorgang nicht zu einem willkürlichen Er-
gebnis führt, muss er offengelegt und nachvoll-
ziehbar gemacht werden. Aufzuzeigen ist in ei-
ner sog. Folgediskussion, was sich wahrscheinlich 
einstellen würde, falls das eine Interesse bzw. An-
liegen dem anderen vorgezogen würde (Ab-
schätzung der Auswirkungen des Entscheides in 
die eine oder andere Richtung).77 Die Bewertung 
der Interessen kann abgesehen davon weitge-
hend frei und umfassend erfolgen. Mangels fes-
ter Wertungen müssen hilfsweise (rechtliche und 
tatsächliche) Wertungsgesichtspunkte herange-
zogen werden, die das Gewicht des jeweiligen 
Interesses verkörpern und zum Ausdruck bringen 
(z.B. Nutzwert, Sachgerechtigkeit, Schadenrisiko, 
Widerrufbarkeit oder die Kontrollier- bzw. Be-
herrschbarkeit der Entscheidfolgen etc.).78

Nachfolgend werden für die vier Interessengrup-
pen (vgl. Ziff. 4.1) in nicht abschliessender Weise 
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Erreichen oder Überschreiten der Alarmwer-•	
te: Zwar lässt sich der gesetzlichen Ordnung 
nicht entnehmen, dass bei Überschreiten der 
Alarmwerte keine Ausnahmebewilligungen 
für Neubauten oder wesentliche Änderungen 
mehr erteilt werden könnten. Die Praxis geht 
aber davon aus, dass – zumindest bei einer er-
heblichen Überschreitung – in dieser Situation 
gesundheitspolizeiliche Überlegungen keine 
Ausnahme gewährt werden kann und das 
Lärmschutz- bzw. Gesundheitsschutzinteres-
se stets überwiegt. Auch aus den Materialien 
zum USG geht hervor, dass die Alarmwerte 
als oberste Grenze durch Ausnahmebewilli-
gungen nicht überschritten werden dürfen.82

Absolute Lärmbelastung in Dezibel•	 : Die 
Schallintensität steht in direktem Zusammen-
hang zu der Störwirkung des Lärms; diese 
nimmt mit steigender Energie entsprechend 
zu. Ein Kriterium der Interessengewichtung 
bildet deshalb die Höhe des Beurteilungspe-
gels: je grösser die absolute Überschreitung 
der IGW in Dezibel ist, desto stärker sind die 
Lärmschutzinteressen zu gewichten und umso 
gewichtiger müssen die Interessen an der Er-
richtung des Gebäudes sein, um noch eine 
Ausnahme rechtfertigen zu können. In einem 
ruhigen Wohnquartier mit Lärmempfindlich-
keitsstufe II ist das Interesse an einem wirk-
samen Schutz vor übermässiger Lärmbelastung 
zum Vornherein als hoch einzustufen. Sind in 
einem solchen Gebiet die IGW überschritten, 
spricht dies stärker gegen die Errichtung neuer 
lärmempfindlicher Gebäude als in einem Ge-
biet mit Lärmempfindlichkeitsstufe III, in dem 
zum Vornherein eine höhere Immissionstole-
ranz besteht.83

Zeitliche Einwirkung•	 : Wichtige Gewichtungs-
kriterien stellen das zeitliche Auftreten und 
die Dauer des Lärms dar. Als besonders heikel 
erweisen sich die Nacht- oder Tagesrandstun-
den, in denen die Bevölkerung sich ausruht 
und erholt. Bei IGW-Überschreitungen nur 
oder auch in den Nachtstunden sind die gegen 
die Ausnahmebewilligung sprechenden Lärm-

Gewichtungsüberlegungen bzw. -kriterien dar-
gestellt und auf diese Weise die Interessenabwä-
gung nach Artikel 31 Absatz 2 LSV vorstruktu-
riert. Dies entbindet die Behörde selbstverständlich 
nicht davon, die Interessenbewertung einzelfall-
gerecht vorzunehmen und allenfalls weitere As-
pekte für oder gegen die Erteilung der lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmebewilligung in die 
Interessengewichtung einzubeziehen.

4.2.2	Lärmschutz

Der Schutz vor übermässigem Lärm spricht in den 
allermeisten Fällen gegen die Erteilung der lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmebewilligung bzw. 
der Baubewilligung, wie sich aus der dargestell-
ten gesetzlichen Ordnung ableiten lässt.79 Diese 
Erkenntnis entbindet jedoch nicht von der Be-
wertung der Lärmschutzinteressen: Je gewichti-
ger diese nämlich im konkreten Fall gegen das 
Bauprojekt sprechen, umso stärker müssen ge-
genläufige Interessen in die Waagschale fallen, 
damit sie im Sinne von Artikel 31 Absatz 2 LSV 
überwiegen und die Überbauung oder bauliche 
Änderung dennoch rechtfertigen können. Die 
Bewertung der Lärmschutzinteressen kann unter 
drei Gesichtspunkten – schallbezogen, emp-
fangsortbezogen und gebiets-/situationsbezogen 
– erfolgen.80

4.2.2.1	S challbezogene  
Beurteilung

Zentrale Kriterien der Interessengewichtung bil-
den Art, Intensität und Auftreten des Schalls bzw. 
Lärms. Zu ermitteln und in Rechnung zu stellen 
sind deshalb die folgenden Kriterien:

Höhe der IGW-Überschreitung•	 : Je höher die 
Überschreitung ist, umso gewichtiger stehen 
die Lärmschutzinteressen der Erteilung der 
Baubewilligung entgegen, da die Schädlich-
keit/Lästigkeit des Lärms entsprechend zu-
nimmt.81 Nähert sich die Lärmbelastung den 
Alarmwerten stark an, so kann das Bauprojekt 
in der Regel nicht bewilligt werden.
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	79	 Es gilt im Grundsatz ein Bauverbot, wenn die IGW überschrit-
ten sind und durch keine Massnahmen eingehalten werden 
können, vgl. dazu oben Ziff. 2.1.2.

	80	 Diese Gliederung soll nur der besseren Verständlichkeit die-
nen, eine rechtliche Bedeutung kommt ihr nicht zu.

	81	 Vgl. dazu z.B. Urteil BGer 1C_196/2008 vom 13.1.2009 E. 
2.5 und E. 2.6 (Genthod GE); Urteil VGer-GE vom 7.12.2004 
E. 12 (Vernier GE), RDAF I 2005 S. 236 ff.

	82	 Vgl. Urteil BGer 1C_196/2008 vom 13.1.2009 E. 2.5 
(Genthod GE); BUWAL, Mitteilungen Nr. 4, S. 4; NEFF, S. 233 
mit Hinweis auf die Gesetzesmaterialien.

	83	 A.M. WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 35.

	84	 Vgl. in diesem Sinn BUWAL, Erläuterungen LSV, S. 33.

4.2.2.3	 Gebiets- bzw. situationsbe-
zogene Beurteilung

Die Bewertung der konkreten räumlichen Situati-
on für die Interessenabwägung wird in den meis-
ten Fällen unter dem Gesichtspunkt der Raum-
planung erfolgen. Für die Gewichtung der 
Lärmschutzinteressen sind die örtlichen Gege-
benheiten aber dann bedeutsam, wenn die ge-
plante Baute eine besondere Funktion im lärmbe-
lasteten Gebiet versehen soll: Soll das Gebäude 
einer etwas weniger lärmempfindlichen Nutzung 
dienen und als «Lärmriegel» zwischen einer 
Lärmquelle und hinterliegenden, lärmempfindli-
cheren Nutzungen dienen – beispielsweise ein 
neues Bürogebäude soll ein bestehendes Wohn-
quartier vor Einwirkungen einer Strasse abschir-
men –, so sprechen ausnahmsweise auch Lärm-
schutzinteressen für die Erteilung der 
Ausnahmebewilligung, da «unter dem Strich» 
eine bessere Lärmsituation erreicht wird.84

4.2.3	Raumplanung

Raumplanerische Überlegungen können je nach 
tatsächlicher Situation für oder gegen die Reali-
sierung des Bauprojekts sprechen. Dabei versteht 
sich von selbst, dass es nur im ersten Fall – Beste-
hen eines raumplanerischen Interesses am Bau-
vorhaben – zu einer Kollision mit den Lärm-
schutzanliegen kommt und raumplanerische 
Argumente für die Gewährung einer Ausnahme 
von der IGW-Einhaltung ins Feld geführt werden 
können. Im anderen Fall – Fehlen eines raumpla-

schutzinteressen deshalb stärker zu gewichten 
als bei Überschreitungen «nur» während des 
Tages.

4.2.2.2	E mpfängerbezogene  
Beurteilung

In die Beurteilung einzubeziehen ist sodann die 
Situation am Immissionsort (Nutzung am Ermitt-
lungsort), namentlich Art und Nutzung der zu 
errichtenden oder zu ändernden Baute:

Anzahl betroffene Personen•	 : Unter diesem Ge-
sichtspunkt ist vorab darauf hinzuweisen, dass 
die Vorschriften des Lärmschutzrechts auf den 
Schutz jedes einzelnen Menschen vor über-
mässigem Lärm abzielen. Aus diesem Grund 
kann es grundsätzlich keine Rolle spielen, wie 
viele Personen betroffen sind. Der Tatsache, 
dass die IGW überschritten sind, hat aus die-
sem Grund unabhängig von der Anzahl be-
troffener Personen zur Folge, dass den Schutz-
interessen in der Interessenabwägung zum 
Vornherein ein erhebliches «Grundgewicht» 
zuzumessen ist. Abgesehen davon kann dieses 
Kriterium – wie viele Personen werden durch 
das Bauprojekt neu übermässigem Lärm aus-
gesetzt? – zur weiteren Gewichtung der Lärm-
schutzinteressen herangezogen werden. So 
darf durchaus differenziert danach gewichtet 
werden, ob z.B. der Bau eines Einfamilien-
hauses oder eines Mehrfamilienhaus mit dreis-
sig Wohnungen geplant ist.
Nutzung des Gebäudes•	 : Dient das zu errich-
tende oder zu ändernde lärmempfindliche 
Gebäude einer Büro-, Dienstleistungs- oder 
Gewerbenutzung und wird somit nur während 
des Tages benutzt, fallen die Lärmschutzinte-
ressen weniger stark ins Gewicht als wenn es 
sich um ein Wohngebäude handelt. Erheb-
liche Schutzanliegen sprechen überdies gegen 
die Gewährung einer Ausnahme nach Artikel 
31 Absatz 2 LSV, falls das Gebäude besonders 
lärmempfindlichen Bevölkerungsgruppen die-
nen soll (z.B. Spitäler, Alters- und Pflegeheime, 
Schulen, Kindergärten etc.).
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Beide Planungsgrundsätze können somit im kon-
kreten Anwendungsfall miteinander in Konflikt 
geraten. Das raumplanerische Interesse an der 
Überbauung (und an der lärmschutzrechtlichen 
Ausnahmebewilligung) überwiegt deshalb nicht 
in jedem Fall, sondern nur unter bestimmten Vo-
raussetzungen. Raumplanerisch rechtfertigt sich 
ein Abweichen von der IGW-Einhaltung nur für 
einzelne oder wenige Gebäude, mithin für die 
Schliessung von «Baulücken» im Sinne der bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung. Steht dagegen 
die Überbauung eines grösseren Gebiets zur Dis-
kussion, muss – unter Berücksichtigung der pla-
nungsrechtlichen Entscheidfolge – im Rahmen 
der Nutzungsplanung geprüft werden, ob die be-
troffenen Grundstücke nicht in eine der Lärmsi-
tuation angepassten Nutzungszone umgezont 
werden müssten, anstatt ohne planerische Neu-
ordnung im Baubewilligungsverfahren einzelfall-
weise lärmempfindliche Nutzungen zuzulassen. 
Beim Bauen in grösseren, lärmbelasteten Gebie-
ten fehlt es an einer Ausnahmesituation – einer 
übermässigen Härte im Einzelfall86 –, die Grund-
voraussetzung jeder Ausnahmebewilligung bil-
det.87 Hier gilt es vielmehr, aus einer Gesamtoptik 
heraus (auch) dem erwähnten Planungsgrund-
satz der Schonung vor Immissionen Rechnung zu 
tragen. Aus der Subsidiarität der Ausnahmebe-
willigung folgt auch, dass für Einzelparzellen in 
einer Zonenrandlage, d.h. für Grundstücke, die 
unmittelbar an eine weniger lärmempfindliche 
Nutzungszone angrenzen, eine Umzonung zu-
mindest geprüft werden muss, bevor auf eine 
lärmschutzrechtliche Ausnahmebewilligung aus-
gewichen werden darf.88

b) Schliessen von Baulücken
Aus dem Gesagten folgt, dass die raumplaneri-
schen Interessen in der Regel nur dann überwie-
gen, wenn es um die Schliessung von eigentli-
chen Baulücken im Kernbereich von Siedlungen 
geht. Diese Situation wird als Hauptbeispiel eines 
überwiegenden raumplanerischen Interesses ge-
nannt, das die Erteilung einer Ausnahme gemäss 
Artikel 31 Absatz 2 LSV rechtfertigt.89 Je näher 

nerischen Interesses am Bauprojekt – ist die Aus-
nahme nach Artikel 31 Absatz 2 LSV in der Regel 
zu verweigern, ausser es würden ausnahmsweise 
andere überwiegende Interessen für eine Aus-
nahme sprechen.
Das Gewicht der raumplanerischen Interessen an 
der Überbauung einer noch unüberbauten Parzel-
le bzw. an der wesentlichen Änderung einer be-
stehenden Baute ist hauptsächlich nach den vier 
folgenden Kriterien – haushälterische Bodennutz-
ung, Siedlungsstruktur/-entwicklung, Alternativ-
standorte, Erschliessung/Verkehr – zu bestimmen.

4.2.3.1	H aushälterische  
Bodennutzung

Das raumplanerische Argument der haushälteri-
schen Bodennutzung darf nicht unbesehen zur 
Begründung der lärmschutzrechtlichen Ausnah-
me herangezogen werden, sondern spricht nur 
bei bestimmten örtlichen Gegebenheiten für ein 
Abweichen von der IGW-Einhaltung.

a) Gegenläufige Planungsgrundsätze
Der raumplanerische Grundsatz der haushälteri-
schen Bodennutzung gebietet, die Bautätigkeit 
möglichst auf das bestehende Siedlungsgebiet zu 
konzentrieren, bevor neue Bauzonen am Sied-
lungsrand eingezont werden (Siedlungsentwick-
lung nach innen).85 Die Erteilung einer lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmebewilligung dient 
der Umsetzung dieses Grundsatzes: Ohne solche 
Ausnahmen blieben Grundstücke im lärmbelas-
teten Gebiet unüberbaut, während die Siedlun-
gen an den Rändern oder auf der «grünen Wie-
se» mit geringerer Lärmvorbelastung wachsen 
würden. Dies würde den Bodenverbrauch be-
schleunigen und die Verkehrswege verlängern, 
mithin zu einer raumplanerisch unerwünschten 
Entwicklung beitragen. Auf der anderen Seite 
spricht der Planungsgrundsatz der Gestaltung 
von wohnlichen Siedlungen gegen Ausnahmen 
von der IGW-Einhaltung. Nach diesem Grundsatz 
sind Wohngebiete möglichst vor übermässigen 
(Lärm-) Einwirkungen zu verschonen (vgl. Art. 3 
Abs. 3 Bst. b RPG). 
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	85	 Vgl. z.B. BGE 113 Ia 453 (Engelberg); WALDMANN/HÄNNI, 
Handkommentar RPG, Art. 15 Rz. 2.

	86	 Vgl. dazu oben Ziff. 2.2.

	87	 BUWAL, Mitteilungen Nr. 4, S. 4; NEFF, S. 233.

	88	 Vgl. NEFF, S. 233 (absoluter formuliert).

	89 	BUWAL, Mitteilungen Nr. 4, S. 3; NEFF, S. 234; WOLF, USG-
Kommentar, Art. 22 Rz. 33 f.

	90	 Vgl. z.B. Urteil BGer 1A.21/2004 vom 24.8.2004 (Nesslau 
SG); FLÜCKIGER, Kommentar RPG, Art. 15 Rz. 63; WALD-
MANN/HÄNNI, Handkommentar RPG, Art. 15 Rz. 23.

	91	 BGE 132 II 218 E. 4.2.1 (Zürich); vgl. auch BGE 121 II 417 E. 
5a S. 424 (Meilen ZH).

	92	 Vgl. z.B. Urteil BGer 1A.72/2003 vom 4.11.2003 E. 4.1.1 (Zü-
rich), ZBl 2005 S. 661; Urteil BGer 1A.21/2004 vom 24.8.2004 
E. 3.7.1 (Nesslau SG).

	93	 Vgl. z.B. BGE 121 II E. 5 S. 424 ff. (Meilen ZH), 115 Ia 333 E. 
4 S. 338 f. (Wädenswil ZH); Urteil BGer vom 4.6.1993 (Köniz 
BE), ZBl 1994 S. 136; WALDMANN/HÄNNI, Handkommentar 
RPG, Art. 15 Rz. 23.

	94	 Vgl. z.B. Urteil BGer vom 1P.692/2001 vom 22.1.2002 E. 3 
(Kölliken AG), ZBl 2003 S. 652.

	95	 Vgl. z.B. BGE 123 I 175 E. 3e S. 188 f. (Dübendorf ZH).

ser sie ist. Es kann allerdings Bauten geben, die 
aufgrund ihrer Grösse oder der Art ihrer Nutzung 
auf ihre Umgebung einen besonders prägenden 
Einfluss ausüben (z.B. eine Hochhaussiedlung) 
und die planerische Festlegung einer grösseren 
Fläche weitgehend bestimmen.93 Nebst dem Ver-
hältnis des unüberbauten Gebiets zur überbau-
ten Umgebung94 kann auch der Erschliessungs-
grad95 mitberücksichtigt werden.
Zusammenfassend lässt sich aus der bundesge-
richtlichen Rechtsprechung ableiten, dass un-
überbaute Gebiete bis zu einer Grösse von unge-
fähr einer Hektare inmitten von überbautem 
Gebiet als Baulücken bezeichnet werden können, 
sofern sie deutlich von der überbauten Nachbar-
schaft geprägt werden und keine eigenständige 
Funktion (z.B. Freifläche, Erholungs- bzw. Grün-
raum o.ä.) erfüllen.

4.2.3.2	S iedlungsstruktur und 
-entwicklung

Aus raumplanerischer Sicht ist unter Umständen 
– je nach Art des Gewerbes oder Dienstleistun-
gen – eine Durchmischung von Wohnen und 
(emissionsarmem) Arbeiten erwünscht (vgl. Art. 

die betreffende Bauparzelle beim Agglomerati-
onsschwerpunkt liegt, umso stärker sind die 
raumplanerischen Interessen an deren Überbau-
ung zu gewichten (vgl. auch unten zur Erschlies-
sungssituation).
Baulücken bilden – zusammen mit dem geschlos-
senen Siedlungsbereich – das «weitgehend über-
baute Gebiet» gemäss Artikel 15 Buchstabe a 
RPG, das für die Bauzonenumschreibung und die 
Einzonungspflicht massgebend ist. Das Bundes-
gericht verfolgt diesbezüglich eine restriktive Pra-
xis: Nicht zum geschlossenen Siedlungsbereich 
bzw. zu den Baulücken innerhalb dieses Bereichs 
zählen peripher gelegene Gebiete, unüberbaute 
Flächen ohne Siedlungszusammenhang und grös-
sere Flächen (mit eigenständiger Funktion) im 
besiedelten Gebiet.90 Baulücken sind gemäss 
bundesgerichtlicher Definition vielmehr «einzel-
ne unüberbaute Parzellen, die unmittelbar an das 
überbaute Land angrenzen, in der Regel bereits 
erschlossen sind und eine relativ geringe Fläche 
aufweisen. Die Nutzung der Baulücke wird vor-
wiegend von der sie umgebenden Überbauung 
geprägt; das unüberbaute Land muss also zum 
geschlossenen Siedlungsbereich gehören, an der 
Siedlungsqualität teilhaben und von der beste-
henden Überbauung so stark geprägt sein, dass 
sinnvollerweise nur die Aufnahme in die Bauzone 
in Frage kommt».91

Das Bundesgericht beurteilt das Vorliegen einer 
Baulücke somit unter quantitativen und qualitati-
ven Gesichtspunkten, um diese von grösseren 
unüberbauten Flächen im Siedlungsgebiet abzu-
grenzen, die – z.B. zur Auflockerung der Sied-
lungsstrukturen, zur Erhöhung der Wohnqualität 
durch Grünflächen sowie als Freizeitflächen – 
eine eigenständige Funktion aufweisen und nicht 
von der sie umgebenden Überbauung geprägt 
sind.92 Das Bundesgericht hat eine Baulücke aus 
quantitativen Gründen verneint bei Flächen von 
1,4 ha, 2,3 ha, 5,5 ha und 12 ha. Nebst der Flä-
che ist jedoch stets auch die Art der Umgebung 
zu berücksichtigen. Die Siedlungsqualität einer 
unüberbauten Fläche wird von der umgebenden 
Überbauung umso weniger beeinflusst, je grös-
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4.2.3.3	A lternativen
In die raumplanerischen Überlegungen für oder 
gegen die Erteilung der lärmschutzrechtlichen 
Ausnahmebewilligung ist weiter das allfällige 
Vorhandensein von Alternativen einzubeziehen.98 
Bestehen auf dem Gemeindegebiet andere, pla-
nerisch zumindest gleichwertige oder bessere 
Standorte innerhalb des Siedlungsgebiets (Baulü-
cken), an denen sich eine Wohnbaute unter Ein-
haltung der IGW realisieren liesse, verlieren die 
raumplanerischen Argumente für die lärmschutz-
rechtliche Ausnahmebewilligung bzw. das kon-
krete Bauprojekt erheblich an Gewicht. Gleiches 
gilt, falls zwar keine anderen, gleichwertigen und 
weniger lärmbelasteten Baulücken für Wohnnut-
zungen bestehen, dafür aber freie Flächen in 
Wohn-Gewerbezone oder Arbeitszonen (Gewer-
be, Industrie, Dienstleistungen), auf denen nach 
einem Nutzungsabtausch oder einer Umzonung 
Wohnbauten unter Einhaltung der IGW errichtet 
werden könnten. Dem Gedanken der Subsidiari-
tät der Ausnahme nach Artikel 31 Absatz 2 LSV 
folgend ist die Gemeinde als Planungsträgerin 
gehalten, zuerst sämtliche Möglichkeiten des Flä-
chenabtausches im Rahmen der Nutzungspla-
nung auszuschöpfen, bevor ein Abweichen von 
den IGW für lärmempfindliche Nutzungen ge-
stattet ist. Ansonsten hätten es die Gemeinden in 
der Hand, durch die Ortsplanung Ausnahmesitu-
ationen zu schaffen und dadurch die Notwendig-
keit von lärmschutzrechtlichen Ausnahmen zu 
erzwingen.
Der aktuellen Tendenz bei der Baulandbedarfser-
mittlung folgend,99 sollte bei der Prüfung von 
Abtauschmöglichkeiten sogar eine regionale 
Sichtweise zugrunde gelegt werden. Der Nach-
weis fehlender Alternativstandorte, der für das 
ausnahmsweise Abweichen von den IGW spricht, 
wäre diesfalls nur erbracht, falls auch in den 
Nachbargemeinden bzw. in der Planungsregion 
keine weniger lärmexponierten Standorte vor-
handen sind.

3 Abs. 3 Bst. a RPG). Die Lärmvorbelastung führt 
demgegenüber tendenziell zu einer Trennung 
von Lärmquelle und ausgeprägt lärmempfindli-
chen Nutzungen sowie zur Ansiedlung von weni-
ger lärmempfindlichen Gewerbe- und Dienstleis-
tungsnutzungen.96 Das schleichende Entstehen 
einer solchen Siedlungsstruktur, d.h. die Entvöl-
kerung gewachsener Orts- und Quartierzentren, 
kann raumplanerisch unerwünscht sein,97 na-
mentlich weil abends, nach den Geschäfts- und 
Büroschliessungszeiten, «menschenleere» Ge-
biete die Folge sind. Zusätzlich führt die fehlende 
Durchmischung von geeigneten Wohn- und Ar-
beitsnutzungen – nebst sozialen Problemen – zu 
längeren Pendlerwegen und zu einer schlechte-
ren Erreichbarkeit für den Langsamverkehr, was 
unter dem Aspekt der Lufthygiene und des (Er-
schliessungs-)Infrastrukturbedarfs negativ ist. Um 
einer solchen Siedlungsentwicklung Gegensteuer 
zu geben, sprechen in dieser Situation über das 
Gebot der haushälterischen Bodennutzung hin-
aus weitere raumplanerische Motive für die 
Überbauung von Baulücken und die Erhaltung 
bzw. Ansiedlung von Wohnnutzungen.
Anders präsentiert sich hingegen die Gewichtung 
raumplanerischer Interessen, falls das Bauvorha-
ben in einem bereits weitgehend separierten 
Quartier, Dorf- oder Stadtteil errichtet werden 
soll, Wohnen und Arbeiten also räumlich bereits 
getrennt sind. Diesfalls können die genannten 
raumplanerischen Überlegungen nicht für die Er-
teilung der lärmschutzrechtlichen Ausnahmebe-
willigung ins Feld geführt werden. Da die Raum-
planung auch dem präventiven Umweltschutz 
verpflichtet ist, liesse sich die einzelfallbezogene 
Neuansiedlung von Wohnraum an einer Lage mit 
übermässiger Lärmbelastung nicht rechtfertigen. 
Soll hier eine Durchmischung erzielt werden, 
müsste dies auf Planungsebene und nicht im 
Rahmen einzelner Baubewilligungen (und mit 
Abstrichen beim Lärmschutz) erreicht werden. 
Eine planerische Lösung müsste dabei auch die Lärm-
schutzproblematik berücksichtigen und gesamthaft 
eine Verbesserung der Lärmsituation anstreben.
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	96	 Vgl. z.B. Botschaft USG, S. 799.

	97	 Vgl. BGE 111 Ia 93 E. 2b S. 98 f. (Zürich).

	98	 Vgl. zu diesem Kriterium in der umweltrechtlichen Interessen-
abwägung allgemein WULLSCHLEGER, S. 84, 93 f.

	99	 Vgl. z.B. Urteil BGer 1C_119/2007 vom 13.11.2008 E. 3.4 
(Paspels) sowie dazu BÜHLMANN, S. 5; BGE 116 Ia 339 E. 3b/
aa S. 341 f. (Tersnaus GR).

	100	BUWAL, Mitteilungen Nr. 4, S. 3.

	101	Vgl. zur gewünschten Durchmischung von Arbeits- und 
Wohnplätzen: BGE 111 Ia 93 E. 2b S. 98 f. (Zürich); NEFF, S. 
241.

	102	Urteil BGer 1C_196/2008 vom 13.1.2009 E. 2.5 (Genthod 
GE).

	103	Vgl. z.B. Urteil VGer-GE vom 7.12.2004 E. 12 (Vernier GE), 
RDAF I 2005 S. 236 ff.; BUWAL, Erläuterungen LSV, S. 33.

4.2.4	Bauvorhaben

Interessen, die naturgemäss für die Erteilung der 
Ausnahmebewilligung ins Feld geführt werden, 
sind diejenigen an der Realisierung des konkre-
ten Bauprojekts. Sie sind, abhängig von den Um-
ständen im Einzelfall, unterschiedlich gewichtig. 
Die Interessen an der Errichtung oder an der we-
sentlichen Änderung des lärmempfindlichen Ge-
bäudes können – je nach Art und Zweck des Bau-
projekts – privater und/oder öffentlicher Natur 
sein.

4.2.4.1	 Private Interessen
Der Grundeigentümer hat ein Interesse daran, 
seine Parzelle zonenkonform nutzen zu kön-
nen.102 In den meisten Fällen dürfte der Bau oder 
die Änderung von Wohn- oder Gewerbegebäu-
den im lärmbelasteten Gebiet ausschliesslich im 
privaten Interesse des Eigentümers, Betreibers 
oder Investors liegen. Dieses persönliche und/
oder wirtschaftliche Interesse allein kann die 
Lärmschutzinteressen an der Verweigerung der 
Baubewilligung nicht überwiegen.103 Die privaten 
Anliegen sind zwar ebenfalls – z.B. anhand der 
Investitionssumme, der Bedeutung der Baute für 
den Privaten etc. – zu gewichten und in die Inte-
ressenabwägung einzubeziehen. Stehen die pri-
vaten Interessen aber gänzlich allein gegen die 
Interessen am Schutz der Bewohner und Benut-
zer des Gebäudes vor übermässigen Lärmimmis-

4.2.3.4	E rschliessung, Verkehr
Die Raumplanung will die Siedlungs- und die Ver-
kehrsinfrastrukturentwicklung aufeinander ab-
stimmen und im Dienst der Lufthygiene, der 
Energieeffizienz und des haushälterischen Einsat-
zes öffentlicher Gelder kurze Wege, den öffentli-
chen Verkehr und den Langsamverkehr fördern, 
(lange) Pendeldistanzen mit dem motorisierten 
Individualverkehr (MIV) dagegen vermeiden. Die 
Bautätigkeit soll deshalb dort konzentriert wer-
den, wo die Anbindung an den öffentlichen Ver-
kehr gut ist und die bestehende Erschliessungsin-
frastruktur optimal ausgelastet werden kann.
Zur Gewichtung der raumplanerischen Interes-
sen, die für oder gegen die Erteilung der lärm-
schutzrechtlichen Ausnahmebewilligung spre-
chen, sind deshalb die Auswirkungen des 
konkreten Bauprojekts auf die Erschliessungsin-
frastruktur im weitesten Sinn einzubeziehen. Ein 
besonderes Augenmerk gilt dabei der Erschlies-
sung des betreffenden Gebiets durch den öffent-
lichen Verkehr, wobei dieser Aspekt natürlich vor 
allem bei grösseren Wohnüberbauungen, Büro-
gebäuden oder anderen Nutzungen mit hohem 
Publikumsverkehr und Verkehrsaufkommen ins 
Gewicht fällt. Als konkretes und leicht ermittel-
bares Kriterium kann zur Interessengewichtung 
auf die häufig bereits bestehende Einteilung ver-
schiedener Gebiete in genormte öV-Güteklassen 
abgestellt werden. Je höher die Güteklasse, des-
to stärker sind die Interessen an der Überbauung 
zu gewichten. Beim Neubau von Einfamilienhäu-
sern oder kleinen Mehrfamilienhäusern gewich-
ten diese Überlegungen dagegen eher schwach, 
sie können aber immerhin bestehende Tenden-
zen bei der Interessengewichtung verstärken. 
Eine gute Ausnutzung der Erschliessungsanlagen 
und Anbindung an den öffentlichen Verkehr 
sprechen für die Erteilung der Ausnahmebewilli-
gung nach Artikel 31 Absatz 2 LSV,100 besonders 
wenn allfällige Alternativstandorte diesbezüglich 
abfallen und zu erheblichen Pendelbewegungen 
mittels MIV führen würden.101
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fentlichen Interessen untereinander abgewogen 
werden. Abzustellen ist dabei auf die Wertung 
und Gewichtung der entsprechenden Sachge-
setzgebung. In einem der seltenen gerichtlich 
entschiedenen Fälle einer Ausnahme gemäss Ar-
tikel 31 Absatz 2 LSV wurde das öffentliche Inte-
resse an der vorübergehenden Unterbringung 
von Asylbewerbern im Vergleich zu den Interes-
sen des Lärmschutzes an der Einhaltung der Im-
missionsgrenzwerte als überwiegend betrach-
tet.107

4.2.4.3	 Neubau, wesentliche  
Änderung oder Ersatzbau

Die Interessengewichtung wird schliesslich durch 
das Wesen des Bauprojekts bzw. die vorbeste-
hende bauliche Situation beeinflusst. So sind die 
Schutzinteressen tendenziell etwas weniger hoch 
zu gewichten bei der wesentlichen Änderung ei-
nes bestehenden Gebäudes als bei der Errichtung 
einer neuen lärmempfindlichen Baute auf einer 
bisher unüberbauten Parzelle. Zwar vermittelt die 
verfassungsrechtliche Bestandesgarantie keinen 
Anspruch auf bauliche Massnahmen und Verän-
derungen, die über den gewöhnlichen Unterhalt 
hinausgehen. Dennoch rechtfertigt es sich, zu 
Gunsten der Ausnahmebewilligung zu berück-
sichtigen, dass beim Umbau oder bei der Erwei-
terung eines bestehenden Gebäudes der Konflikt 
mit dem Lärmschutz – dies ist der Qualifikation 
als wesentliche Änderung inhärent – zwar ver-
schärft, aber nicht wie bei einem Neubau gänz-
lich neu geschaffen wird (Ausfluss des Bestan-
desschutzgedankens).108 Bei wesentlichen 
Änderungen sind deshalb etwas weniger hohe 
Anforderungen an das überwiegende Interesse 
gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV zu stellen als bei 
einem Neubauprojekt.
Ebenfalls kann im Zusammenhang mit Ersatzbau-
ten, bei welchen das Bestehende – freiwillig oder 
infolge eines Ereignisses höherer Gewalt – abge-
brochen und anschliessend neu aufgebaut wird 
bzw. werden muss, eher als bei einem Neubau 
auf überwiegende Interessen geschlossen wer-
den. Dies gilt vor allem, wenn die lärmempfindli-

sionen, so können nur ganz «existenzielle» priva-
te Interessen als überwiegend im Sinne von 
Artikel 31 Absatz 2 LSV betrachtet werden. Aus 
der gesetzlichen Ordnung lässt sich nämlich ab-
leiten, dass das stets vorhandene («einfache») 
Anliegen des Bauherrn am Bauprojekt die Entbin-
dung von der IGW-Einhaltung nicht rechtfertigen 
kann. Ansonsten müsste die Ausnahmebewilli-
gung praktisch in jedem Fall erteilt werden, wo-
durch der Lärmschutz aus den Angeln gehoben 
würde und es an der Grundvoraussetzung jeder 
Ausnahmebewilligung – das Vorliegen einer Aus-
nahmesituation bzw. eines Härtefalls104 – fehlen 
würde.
Private Interessen können diejenigen an einem 
wirksamen Schutz vor schädlichen oder lästigen 
Lärmimmissionen dann überwiegen, wenn sie 
durch gleichgerichtete öffentliche Interessen an 
der Realisierung des Bauvorhabens verstärkt wer-
den. So können z.B. volkswirtschaftliche Interes-
sen an der Schaffung oder Erhaltung von Arbeits-
plätzen eine lärmschutzrechtliche Ausnahme zu 
Gunsten eines Gewerbe- oder Dienstleistungs-
baus rechtfertigen, sofern der Charakter einer 
Ausnahmebewilligung gewahrt wird und nicht in 
einer Vielzahl von Fällen gleich argumentiert wer-
den könnte. Abgesehen davon können – beson-
ders in städtischen Gebieten mit ausgeprägter 
Wohnungsnot bzw. sehr hohem Preisniveau – öf-
fentliche bzw. sozialpolitische Interessen an der 
Schaffung von preisgünstigen Wohnungen oder 
von Wohnraum generell entgegenstehende 
Lärmschutzüberlegungen überwiegen.105

4.2.4.2	 Öffentliche Interessen
Wie soeben ausgeführt,106 können öffentliche 
Interessen zu den privaten Interessen an der Er-
richtung oder Änderung eines lärmempfindlichen 
Gebäudes hinzutreten. Abgesehen davon kann 
das Bauvorhaben aber auch ausschliesslich im öf-
fentlichen Interesse liegen. Dies ist dann der Fall, 
wenn die Baute oder Anlage öffentlichen Zwe-
cken dient, wie etwa ein Verwaltungsgebäude, 
ein Schulhaus oder eine militärische Anlage. 
Diesfalls müssen die sich widerstreitenden öf-
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	104	Vgl. oben Ziff. 2.2, namentlich 2.2.1; TSCHANNEN/ZIMMERLI, 
§ 44 Rz. 38.

	105	Vgl. NEFF, S. 235.

	106	Vgl. Ziff. 4.2.4.1.

	107	Vgl. VGE-BE vom 21.10.1993, URP 1994 S. 21 E. 6g S. 26 f. 
(Ostermundigen BE).

	108	So sinngemäss auch WULLSCHLEGER, S. 95.

	109	So die Auffassung in VLP-Schrift Nr. 69, S. 26 f.

	110	Vgl. Urteil BGer 1C_196/2008 vom 13.1.2009 E. 2.5 
(Genthod GE); BUWAL, Erläuterungen LSV, S. 33; BUWAL, 
Mitteilungen Nr. 4, S. 3; NEFF, S. 192; WOLF, USG-Kommentar, 
Art. 22 Rz. 34.

	111	NEFF, S. 236; BUWAL, Erläuterungen LSV, S. 33.

Gewährung einer lärmschutzrechtlichen Ausnah-
me spricht.

4.2.5.2	 Baupolizei
Baupolizeiliche Vorschriften können einer lärm-
schutzmässig angezeigten baulichen oder gestal-
terischen Lösung entgegenstehen. So ist z.B. die 
Orientierung von lärmempfindlichen Räumen auf 
der lärmabgewandten Gebäudeseite unter dem 
Gesichtspunkt der Wohnhygiene unerwünscht 
bzw. unzulässig, wenn es sich dabei um die we-
nig oder nicht besonnte Nordseite handelt oder 
diese an einen (Berg-)Hang angrenzt.111 In dieser 
Situation geraten gesundheitspolizeilich moti-
vierte Vorschriften – Schutz vor übermässigem 
Lärm einerseits, Gewährleistung einer genügen-
den Besonnung und Belüftung andererseits – un-
tereinander in Widerstreit, so dass der Konflikt 
unter Umständen nur mit der Erteilung einer 
lärmschutzrechtlichen Ausnahmebewilligung ge-
löst werden kann, sofern es sich dabei um «das 
kleinere Übel» handelt.

4.2.5.3	E nergiepolitik
Denkbar ist, dass auch energiepolitische Interes-
sen für die Realisierung der Baute und damit für 
die Erteilung der lärmschutzrechtlichen Ausnah-
mebewilligung sprechen. Dies ist z.B. der Fall, 
wenn in einem benachbarten Betrieb Abwärme 
entsteht und diese im geplanten Gebäude ge-
nutzt werden könnte, während sie ansonsten 
ungenutzt abgeleitet würde.

che Nutzfläche im Zuge des Wiederaufbaus 
gleich gross bleibt, aber auch wenn dabei mehr 
lärmempfindliche Räume entstehen. Im ersten 
Fall wird der Lärmschutzkonflikt gegenüber dem 
früheren Zustand nicht vergrössert, der zweite 
Fall ist mit der wesentlichen Änderung bestehen-
der Gebäude gleichzusetzen (Gleichbehandlung, 
da kein sachlicher Grund für eine unterschiedli-
che Beurteilung ersichtlich ist). Für die «mildere» 
Beurteilung des Ersatzbaus fällt ins Gewicht, dass 
der Abbruch und Wiederaufbau die Gelegenheit 
bietet, im Vergleich zur früheren Situation zeitge-
mässe, dem aktuellen Standard entsprechende 
Lärmschutzmassnahmen oder eine andere An-
ordnung der lärmempfindlichen Räume umzu-
setzen. In der Regel dürfte somit der Lärmschutz-
konflikt tendenziell entschärft werden, was für 
die Erteilung einer Ausnahmebewilligung spricht. 
Gleiches muss gelten, falls ein grösseres (neues 
oder bestehendes) Gebäude bereits lärmmässig 
optimiert wurde, dabei aber ein kleiner Bereich 
mit überschrittenen Immissionsgrenzwerten ver-
bleibt.109

4.2.5	Weitere Interessen

Die bisher genannten Interessen sind nicht ab-
schliessend zu verstehen. Vielmehr müssen je 
nach Verhältnissen im Einzelfall weitere (öffentli-
che) Interessen berücksichtigt werden:

4.2.5.1	 Natur- und Heimatschutz
Anliegen des Natur- und Heimatschutzes können 
die Interessenabwägung im Rahmen von Artikel 
31 Absatz 2 LSV beeinflussen:110 Steht der Denk-
mal- oder Ortsbildschutz der Realisierung von 
wirksamen baulichen Lärmschutzmassnahmen, 
welche die Einhaltung der IGW sicherstellen wür-
den, entgegen, spricht dieser Umstand für die 
Erteilung einer lärmschutzrechtlichen Ausnahme-
bewilligung. Umgekehrt ist z.B. denkbar, dass die 
Freihaltung einer unüberbauten Parzelle angren-
zend zu einem geschützten Baudenkmal denk-
malpflegerisch angezeigt ist, so dass dieses Inter-
esse – wie die Lärmschutzinteressen – gegen die 
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Teilweise wird in der Vollzugspraxis versucht, kli-
mapolitische Anstrengungen für eine Reduktion 
des Energiebedarfs von Gebäuden im lärmbelas-
teten Gebiet mit Lärmschutzmassnahmen zu 
kombinieren. Namentlich ist unter Umständen 
eine Ausnahme gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV 
leichter zu erhalten, wenn beispielsweise nach 
Minergie-Standard gebaut wird. Hintergrund 
dieser Praxis dürfte sein, dass nach dem Miner-
gie-Konzept eine im Vergleich zur herkömmli-
chen Technik bessere Wärmedämmung zusam-
men mit einer kontrollierten Lüftung zum Einsatz 
kommt, so dass das Lüften durch Öffnen der 
Fenster überflüssig wird bzw. energetisch sogar 
unerwünscht ist. Die genannte Vollzugspraxis un-
terstellt nun, dass die Bewohner bzw. Benützer 
des so konzipierten Gebäudes damit – da die 
Fenster zum Lüften nicht mehr zwingend geöff-
net werden müssen – auch besser vor übermässi-
gen Lärmimmissionen geschützt sind. 
Die Verknüpfung der beiden je für sich berechtig-
ten Anliegen ist aus Sicht des Lärmschutzes hei-
kel und sachlich nicht notwendigerweise zutref-
fend. So werden zur besseren Wärmedämmung 
nicht unbedingt Materialien eingesetzt, die auch 
eine hohe Lärmdämmung versprechen, die Iso-
liermaterialien können im Gegenteil akustisch 
völlig wirkungslos sein. Aus diesem Grund ist 
Bauen nach Minergie-Standard für die Interes-
senabwägung gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV 
grundsätzlich, d.h. ohne zusätzliche schalltechni-
sche Massnahmen unbeachtlich, da damit ein 
anderer Zweck verfolgt wird. Das künstliche Be-
lüften von lärmempfindlichen Räumen ist lärm-
schutzrechtlich grundsätzlich unerwünscht und 
kann – im Notfall – höchstens bei Gewerbe- bzw. 
Bürogebäuden in Frage kommen.112

4.2.6	Tabellarische  
Zusammenfassung

In der tabellarischen Übersicht Seite 28 werden 
die obigen Ausführungen zur Bewertung der ver-
schiedenen Interessen stichwortartig zusammen-
gefasst. Die Aufzählung der Wertungsgesichts-

punkte ist selbstverständlich nicht abschliessend, 
die Entscheidbehörde muss vielmehr stets die 
konkreten Sachumstände würdigen und die Ge-
wichtungskriterien im Einzelfall ermitteln. Die 
Tabelle zeigt aber immerhin einige typische Krite-
rien und Überlegungen auf, welche im Rahmen 
der Interessenbewertung anzustellen sind.

4.3	Abwägung der Interessen

Im dritten und letzten Schritt sind die ermittelten 
und bewerteten Interessen gegeneinander abzu-
wägen. Es handelt sich dabei um die Fortsetzung 
des Bewertungsprozesses, da auch die Gewich-
tung der Interessen bereits durch Gegenüberstel-
len und aneinander Messen erfolgte.113

Im Zusammenhang mit Artikel 31 Absatz 2 LSV 
stehen typischerweise die Interessen am Lärm-
schutz den privaten und raumplanerischen Inter-
essen an der Überbauung bzw. Schliessung der 
Baulücke entgegen, verstärkt oder abgeschwächt 
durch jeweils andere (v.a. öffentliche) Anliegen. 
Ziel der Abwägung ist es, diese Interessen unter 
Berücksichtigung des ihnen zugemessenen Ge-
wichts zu optimieren und im Entscheid möglichst 
weitgehend und widerspruchsfrei zur Geltung zu 
bringen. Dabei kann es sich um eine Kompro-
misslösung handeln, es kann aber auch das eine 
Interesse zu Lasten des anderen vollumfänglich 
vorgezogen oder nebensächliche Interessen weg-
gelassen werden, um die Entscheidfindung auf 
das Wesentliche zu beschränken.114 Nicht zwin-
gend muss das am höchsten bewertete Interesse 
dem Entscheid zugrunde gelegt werden. Die ab-
wägende Behörde hat vielmehr einen verhältnis-
mässigen, sachgerechten Entscheid anzustre-
ben.115 Dies bedeutet, dass auch geprüft werden 
muss, ob mit Bedingungen und Auflagen in der 
Baubewilligung gewisse Gesichtspunkte der Inte-
ressenabwägung optimiert werden können. Gibt 
es dagegen z.B. planerisch gleichwertige Alter-
nativstandorte mit einer geringeren Lärmproble-
matik, so steht die Verweigerung der Ausnahme 
für das Bauprojekt am vorgesehenen Standort im 
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	112	Vgl. z.B. WOLF, USG-Kommentar, Art. 22 Rz. 23, 31, 40.

	113	MÜLLER, S. 351.

	114	TSCHANNEN, Richtplan, S. 267; WULLSCHLEGER, S. 85 f.

	115	HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Rz. 564 ff.; TSCHANNEN, 
Richtplan, S. 267; TSCHANNEN/ZIMMERLI, § 26 Rz. 36.

	116	MÜLLER, S. 351 f.; WULLSCHLEGER, S.86 f.

Vordergrund.
Wichtiger Gesichtspunkt der Gesamtabwägung 
ist schliesslich die präjudizielle Wirkung des Ent-
scheides. Das Ergebnis kann nicht allein der Ein-
zelfallgerechtigkeit verpflichtet sein, sondern 
muss aus Gründen der Rechtsgleichheit so gene-
ralisiert werden, dass in allen gleich oder ähnlich 
gelagerten Fällen gleich gewertet und entschie-
den wird.116 Dies gilt es bei der Entwicklung einer 
Praxis zu den Ausnahmen nach Artikel 31 Absatz 
2 LSV zu beachten und umzusetzen.

5.	Fazit

Die Methode der Interessenabwägung, wie sie 
Artikel 31 Absatz 2 LSV verlangt, stellt hohe An-
forderungen an die rechtsanwendenden Behör-
den. Die vorliegende Abhandlung soll die Ent-
scheidfindung bezüglich der Frage erleichtern, 
ob für ein konkretes Bauprojekt ausnahmsweise 
auf die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 
verzichtet werden kann. Einerseits wird die Inter-
essenabwägung mit den drei dargestellten Schrit-
ten vorstrukturiert und andererseits die zentrale 
Bewertung der gegenläufigen Interessen mit ge-
eigneten Gewichtungskriterien konkretisiert.
Trotz dieser Hilfestellung und des rechtlich abge-
steckten Rahmens, den die Interessenabwägung 
nicht verlassen darf, darf nicht vergessen wer-
den, dass der Entscheidbehörde im Einzelfall ein 
erheblicher Beurteilungsspielraum zusteht und 
zustehen muss, damit sie für die konkrete Situa-
tion eine zweckmässige und verhältnismässige 
Lösung herbeiführen kann. Im Zentrum der Ent-
scheidfindung gemäss Artikel 31 Absatz 2 LSV 
steht wenn immer möglich das optimale Ausba-
lancieren der gegensätzlichen Interessen, ohne 
dass das eine zulasten des anderen gänzlich ge-
opfert werden muss. Massgebend sind dabei 
stets die Verhältnisse des konkreten Einzelfalls; 
eine Situation, die in den meisten oder in der 
Mehrheit aller Fälle vorliegt, kann kein Abwei-
chen von der Einhaltung der Immissionsgrenz-

werte rechtfertigen. Es müssen vielmehr beson-
dere Merkmale vorliegen, welche die Realisierung 
der umstrittenen Baute an diesem Standort prak-
tisch als zwingend erscheinen lassen. Wichtig ist 
deshalb, dass die zuständige Behörde die Interes-
senlage sauber herausarbeitet, die gegensätzli-
chen Interessen mit sachlichen und auf den Ein-
zelfall bezogenen Argumenten bewertet, 
gegeneinander abwägt und den Entscheid 
schliesslich nachvollziehbar begründet.
Zum Schluss sei nochmals auf das Wesen der In-
teressenabwägung hingewiesen: Sie ist kein Vor-
gang, der zu einem mathematisch exakten und 
begründbaren Entscheid führt. Stets bleibt ein 
Rest Unwägbarkeit, d.h. eine personenabhängi-
ge Wertung, wie der rechtlich eingeräumte Ent-
scheidungsspielraum ausgeschöpft wird. Dank 
dem strukturierten Vorgehen aus einer Gesamt-
sicht heraus gewährleistet die Interessenabwä-
gung jedoch grösstmögliche Objektivität und Le-
gitimität des Entscheides.

Dr. iur. 
Christoph Jäger, 
Rechtsanwalt
VLP-ASPAN
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Günstige Faktoren  
(pro Ausnahme)

Ungünstige Faktoren
(contra Ausnahme)

Lärmschutz Überschreitung nahe IGW•	
Anzahl betroffener Personen: je •	
weniger, desto besser (graduell)

Absolute Lärmbelastung in dB(A) •	
über dem IGW ist gering

Lärmempfindlichkeit der Umge-•	
bung: Im betreffenden Gebiet gilt 
ES III

Auftreten und Dauer der Lärmbe-•	
lastung: nur tags, vereinzelt/wäh-
rend kurzer Zeit

Geplante Baute wird nur während •	
des Tages genutzt (Bürogebäude, 
Gewerbegebäude)

Geplante Baute dient als Abschir-•	
mung für andere lärmempfindliche 
Gebäude («Lärmriegel»)

Überschreitung nahe oder über AW•	
Anzahl betroffener Personen: je mehr,  •	
desto schlechter (graduell)

Absolute Lärmbelastung in dB(A) •	
über dem IGW ist hoch

Lärmempfindlichkeit der Umgebung: •	
Im betreffenden Gebiet gilt ES II

Auftreten und Dauer der Lärmbelas-•	
tung: auch nachts, dauernd/während 
längerer Zeit, plötzliche Schallereig-
nisse

Geplante Baute wird auch nachts •	
genutzt (Wohnbauten)

Raumplanung Baulücke im überbauten Gebiet •	
soll geschlossen werden: Parzel-
len bis 1 Hektare, geprägt von der 
angrenzenden Überbauung und 
ohne eigenständige Funktion

Erhaltung einer erwünschten und •	
bereits bestehenden Durchmi-
schung von Wohnen und Arbeiten

Es sind keine Alternativstandor-•	
te mit weniger Lärmbelastung 
vorhanden und es besteht keine 
Möglichkeit der Gemeinde bzw. 
der Regionsgemeinden, solche 
aus eigener Kraft zu schaffen

Erschliessungsqualität: Bauprojekt •	
weist ein hohes Verkehrs- oder Pu-
blikumsaufkommen auf und kann 
bestehende öV-Erschliessung nut-
zen (hohe öV-Güteklasse)

Grosse Fläche mit eigenständiger •	
Funktion in überbauter Umgebung 
(Naherholung, Freizeit, Grüngebiete, 
Siedlungstrenngürtel etc.)

Bauprojekt auf Parzelle an Zonen-•	
randlage (angrenzend zu einer ruhi-
geren Zone) oder am Siedlungsrand

Bauprojekt würde eine Wohnnutzung •	
in einem Gebiet schaffen, das aktuell 
praktisch ausschliesslich Gewerbe- 
und Dienstleistungsnutzungen dient

Alternativstandorte für Wohnnut-•	
zungen sind auf dem Gemeindege-
biet bzw. in der Region vorhanden 
(Baulücken mit Möglichkeit zur IGW-
Einhaltung)

Möglichkeit zum Flächenabtausch •	
Wohnen-Arbeiten im Rahmen der 
Ortsplanung

Erschliessungsqualität: Projekt soll •	
an einer mit öV bzw. Verkehr schlecht 
erschlossenen Lage gebaut werden 
(tiefe öV-Güteklasse)
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Bauvorhaben Wesentliche Änderung einer be-•	
stehenden Baute oder Ersatzbau

Baute liegt nicht nur im privaten, •	
sondern auch im öffentlichen In-
teresse (Motive z.B. Schaffung/
Erhalt von Arbeitsplätzen, Stand-
ortsicherung für ein Unterneh-
men, Schaffung von Wohnraum 
bzw. preisgünstigem Wohnraum 
bei prekärem Angebot etc.)

Baute dient öffentlichen Zwecken•	

Neubau auf einer bisher unüberbau-•	
ten Fläche

Baute liegt rein im privaten Interesse •	
des Baugesuchstellers (wirtschaft-
liche, persönliche, finanzielle etc. 
Interessen)

Weitere Interessen:

Natur- und Heimat-
schutz

Denkmalpflege verhindert bauli-•	
che/gestalterische Massnahmen 
am betreffenden Objekt

Denkmalpflegerisch ist die Freihal-•	
tung der Umgebung um ein Bau- 
oder Naturdenkmal erwünscht

Baupolizei Belichtungs- und Belüftungsver-•	
hältnisse stehen einer Rauman-
ordnung auf der lärmabgewand-
ten Gebäudeseite entgegen

Energiepolitik Bauprojekt nutzt Abwärme von •	
benachbartem Betrieb, die an-
sonsten ungenutzt bliebe

AW
BAFU
BauG-BE
BauV-BE
BBl
BewD-BE
BGE
BUWAL
ES II/IIIV
IGW 
LSV
RDAF
RPG
RPV
URP
USG

Alarmwert
Bundesamt für Umwelt
Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 (BSG 721.0)
Bauverordnung vom 6. März 1985 (BSG 721.1)
Schweizerisches Bundesblatt
Baubewilligungsdekret vom 23. März 1994 (BSG 725.1)
Amtliche Sammlung der Bundesgerichtsentscheide
Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (heute: BAFU)
(Lärm-) Empfindlichkeitsstufe II bzw. III gemäss Art. 43 LSV
Immissionsgrenzwert
Lärmschutz-Verordnung vom 15.12.1986 (SR 814.4)
Revue de droit administratif et fiscal
Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22.6.1979 (SR 700)
Raumplanungsverordnung vom 28.6.2000 (SR 700.1)
Umweltrecht in der Praxis (Zeitschrift)
Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7.10.1983 (SR 814.01)

Abkürzungen
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